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2  •  INFOBULLETIN  •  IN EIGENER SACHE

Mit der Herausgabe des 54. Infobulletins 
gewähre ich einen Blick hinter die Kulis-
sen. Seit Jahrzehnten haben wir sehr 
personenbezogene Treuhand- und Re-
visionsfirmen mit familiären Wurzeln, wir 
haben im 50. Infobulletin vom August 
2017 darüber geschrieben (die Treu-
handfirma wurde 1949 von meinem am 
21. November 1989 verstorbenen Vater 

Walter Wegmann gegründet). Über unsere familiären Wurzeln berichten 
wir im Zusammenhang mit dem Porträt meiner Nichte Giulia Demarco 
(Tochter von Ursula Grossenbacher und Antoine Demarco) auf Seite 3. 
Sie ist bereits seit 10 Jahren bei uns und hat seit August 2019 einen Ak-
tienanteil von je 10 Prozent. Wir sind aber nicht ein reiner Familienbetrieb, 
sondern haben darüber hinaus eine sehr personenbezogene und part-
nerschaftliche Unternehmensstruktur. Die langjährige Mitwirkung von vie-
len Mitarbeitenden ist ein eindeutiger Hinweis auf unser exzellentes Be-
triebsklima, auf das nicht nur ich persönlich, sondern jeder einzelne Mit-
arbeitende zu Recht sehr stolz ist. Ursula Grossenbacher, meine Schwes-
ter, sowie mein Ex-Schwager Antoine Demarco sind schon über 30 Jah-
re im Team und arbeiten weiter, Peter Gugelmann seit 27 und Magnus 
Fäh seit 26 Jahren, Sandra Kurmann 9 und Michel Acacio 6 Jahre sowie 
Arijeta Sulemani 2 Jahre. Im letzten Infobulletin haben wir über die sehr 
langjährigen und treuen Mitarbeitenden Karl Fuchs (seit 1962!!) und Doris 
Cholewa (seit 20 Jahren) berichtet. Nur mit einem exzellenten Teamgeist, 
den wir in unseren Workshops stetig fördern (siehe Beitrag auf Seite 3), 
sind wir in der Lage, qualitätsorientierte Kundenbetreuung als eines un-
serer hauptsächlichen Unternehmensziele anzustreben (siehe dazu den 
Beitrag und Blick hinter die Kulissen auf Seite 4 ff.). 
Ein motiviertes Team und zufriedene Kunden mit vielen erfüllenden sowie 
spannenden menschlichen Beziehungen und Begegnungen sind für mich 
persönlich der hauptsächliche Antrieb, mit 100 Prozent eigener Motivati-
on und Leidenschaft bis ins hohe Alter weiterzuarbeiten bei hoffentlich 
bleibender geistiger und körperlicher Fitness, verbunden mit vielen fach-
lich und unternehmerisch spannenden Aufgaben. In diesem Sinne freut 
sich unser gesamtes Team, für Sie in vielen Belangen persönlich, beratend 
und langfristig da zu sein.

Dr. iur. Peter Wegmann
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Begriffe, die eine weibliche und eine männliche Form aufweisen 
können, werden in diesem Infobulletin nicht unterschieden,  
sondern in der einen oder anderen Form verwendet. Diese  
sind als gleichwertig zu betrachten. Ältere Infobulletins können 
bei uns kostenlos bestellt werden oder auf unserer Homepage 
heruntergeladen werden.



INFOBULLETIN  •  AKTUELL� 3 

1.1 10 Jahre Giulia Demarco 
Im März 2009 hat Frau Giulia Demarco (Tochter 
von Ursula Grossenbacher und Antoine Demarco, 
Nichte von Peter Wegmann) den Arbeitsplatz am 
Empfang eingenommen und ist nun schon seit 
über 10 Jahren unserer Firma treu geblieben. Na-
türlich haben wir das Jubiläum zusammen mit 
dem 20-jährigen Jubiläum von Doris Cholewa (sie-
he Bulletin vom Januar 2019) gebührend gefeiert. 
	Frau Demarco war vor ihrem Eintritt in unserer Fir-
ma Leiterin eines Fitnesscenters in Wädenswil. 
Nach der Geburt ihres Sohnes war es für sie nicht 
mehr möglich, diese Arbeit wegen der unregelmäs
sigen Arbeitszeit fortzuführen. Sie war also bei uns 
Quereinsteigerin und hat sich sehr schnell in die 
diversen treuhänderischen Aufgaben eingearbei-
tet. Vor rund 4 Jahren übernahm sie dann die ad-
ministrative Leitung unserer Firma und ist zudem 
auch in den verschiedensten Bereichen wie Kun-
denbuchhaltungen, Steuererklärungen, MWST-
Abrechnungen, Korrespondenzen, Gestaltung des 
Infobulletins und der Homepage etc. tätig. Nebst 
Frau Sulemani bedient Frau Demarco auch das 
Telefon und empfängt unsere Kunden. Ihr freund-
liches Wesen ist bei allen Kunden und allen Mitar-
beitenden sehr beliebt.
	Im August 2019 bekam Frau Demarco von Ihrem 
Vater Antoine Demarco je 10 Prozent der Aktien 
Wegmann + Partner AG sowie Rekonta Revisi-
ons AG als Schenkung. Je 10 Prozent verbleiben 
bei ihrer Mutter Ursula Grossenbacher und je 80 
Prozent beim Onkel Peter Wegmann.
	Nebst den vielfältigen Aufgaben in unserem Be-
trieb ist Frau Demarco Mutter von 2 Kindern (ei-
ne 18-jährige Tochter und ein 11-jähriger Sohn). 
In ihrer eher knappen Freizeit pflegt sie ihre Hob-
bys Schwimmen, Joggen und Wandern. Für die 
langjährige Firmentreue bedanken wir uns herz-
lich bei Giulia Demarco und freuen uns auf die 
weiterhin gute Zusammenarbeit.

1.2 Workshops bei Wegmann + Partner AG
	Ein zentrales unternehmerisches Anliegen be-
steht darin, dass unsere Mitarbeitenden fachlich 
und organisatorisch auf dem neusten Stand sind. 
Seit dem Jahr 2002 führen wir unter der Leitung 
von Peter Wegmann und Ursula Grossenbacher 
regelmässig Workshops im Rahmen von 1–1½ 
Stunden jeweils alle 4 bis 5 Wochen durch. Zu-
dem wird jährlich (Anfang Jahr) ein Halbtages-

1	 AKTUELLES VON WEGMANN/REKONTA 

Giulia Demarco

Workshop vom 18.  
Januar 2019, Foto 
aufgenommen von  
Peter Wegmann.

workshop durchgeführt, jeweils extern, fern vom 
üblichen Bürobetrieb. Diese Halbtagesworkshops 
haben den Zweck, den Teamgeist zu fördern, Vor-
schläge einzubringen, die dann diskutiert werden), 
auch die Förderung der Unternehmensziele (zum 
Beispiel Topklasse in der Kundenbetreuung) sowie 
die Vertiefung des Fachwissens werden jeweils 
diskutiert.
	Der letzte grosse Workshop fand am 18. Januar 
2019 im Hotel Engimatt statt. Zunächst wurde 
darüber diskutiert, ob die Ziele des Workshops 
vom Januar 2018 erreicht wurden. Damals wur-
den unsere Dienstleistungen im Bereich Vorsorge- 
und Nachfolgeregelung fokussiert, ebenso auch 
Verbesserungsmöglichkeiten bei der Kundenbe-
treuung. Die Ziele 2018 wurden erreicht, wir konn-
ten zahlreiche Aufträge im Bereich Vorsorge- und 
Nachfolgeregelungen abwickeln. Zudem wurden 
diverse Kundengeschenke (Kugelschreiber, 
Sticks, Blöcke mit unserem Logo) bereitgestellt 
und an unsere Kunden verteilt. Die qualitativ hoch-
wertige Schokolade zum Kaffee bei Besprechun-
gen ist bei unseren Kunden nach wie vor sehr 
beliebt, ebenso die Olivenölfläschchen aus Apu-
lien, welche ab Herbst 2019 wieder erhältlich sind.
Am diesjährigen Workshop wurde – nebst fach
lichen Themen – die Digitalisierung der Treuhand-
branche diskutiert. Erfahrungen wurden ausge-
tauscht und man war sich einig, dass die Wegmann 
+ Partner AG die Digitalisierung vorantreiben soll, 
was nach dem Workshop auch in Angriff genom-
men wurde. Wir sind zuversichtlich, dass wir un-
seren bisherigen und neuen Kunden zukünftig ein 
optimales Angebot im Treuhandsektor anbieten 
können.
	Nach einem sehr lebendigen Workshop mit vie-
len Diskussionen und Anregungen wurde der 
Abend mit einem guten Abendessen im Hotel 
Engimatt abgeschlossen.



2.1.1	Die Praxis
•	 Qualität, was ist das?: Qualität ist ein dehn-

barer und schwer definierbarer Begriff, das 
kann man auch erkennen, wenn man Wikipe-
dia zurate zieht. Stark vereinfacht ausge-
drückt, ist Qualität, wenn der Kunde und nicht 
das Produkt zurückkommt. Diese Zielsetzun-
gen verfolgen wohl fast alle Unternehmungen, 
vielfach wird Qualität auch mit verschiedenen 
Qualitätssicherungssystemen in Verbindung 
gebracht. Die Rekonta Revisions AG als zu-
gelassene Revisionsexpertin richtet sich nach 
den Richtlinien zur Qualitätssicherung in der 
Wirtschaftsprüfung (QS 1 im KMU), darin wer-
den ganz viele Prozesse zur Qualitätsverbes-
serung und -sicherung beschrieben.
Unser Fokus liegt aber in der qualitätsorien-
tierten Kundenbetreuung, das heisst, die Zu-
friedenheit des Kunden steht im Vordergrund. 
Jeder Unternehmer kann frei entscheiden, auf 
welche Schwerpunkte er sich fokussieren will. 
In unserem Fachbeitrag versuchen wir, mit ei-
nigen wenigen Grundsätzen darzulegen, wie 
wir als Wegmann + Partner AG sowie Rekon-
ta Revisions AG qualitätsorientierte Kunden-
betreuung definieren und auch in der Praxis 
umsetzen. Unser Ziel ist es, einige Inputs für 
andere KMU-Inhaber zu geben.

•	 Internetauftritt: In unserem Internetauftritt ha-
ben wir uns selbst hohe Ziele gesetzt, nämlich 
individuelle, persönliche und qualitätsorientier-
te Kundenbetreuung (nebst hoher aktueller 
Fachkompetenz, personenbezogener Infra-

2.1		 QUALITÄTSORIENTIERTE KUNDENBETREUUNG

struktur und effizienter, ertragsoptimierter Auf-
tragsabwicklung). Ähnliche Zielsetzungen sind 
auf vielen Homepages mit etwas anderen Um-
schreibungen vorhanden. Alle wollen zufriede-
ne Kunden, aber wie konkret setzt man das 
um? Wir versuchen, nachfolgend darzulegen, 
wie wir das in unserem Team seit Jahrzehnten 
üben, ohne dass wir den Anspruch erheben, 
alles richtig und perfekt zu machen. Aber Ziele 
dürfen auch ehrgeizig und ambitioniert sein. 
Immerhin haben wir gefestigte Erkenntnisse, 
viele zufriedene, langjährige Kunden und unser 
Team besteht aus vielen langjährigen Mitarbei-
tenden, das können Sie aus unserer Home-
page entnehmen, die übrigens im 4. Quartal 
2019 überarbeitet wird.

•	 Marktgrundlagen: Für die meisten KMU-
Betriebe – egal, in welchem Markt sie tätig 
sind – wird es immer schwieriger, neue Kun-
den zu gewinnen. Zudem ist es auch viel kost-
spieliger geworden.
Wir fokussieren uns in diesem Beitrag auf den 
Dienstleistungsmarkt und natürlich auch auf 
unseren Treuhandmarkt. Nach unseren Er-
kenntnissen bleibt ein zufriedener Kunde länger 
treu, er denkt und spricht gut über die Unter-
nehmung, beachtet Angebote der Konkurrenz 
weniger stark und macht in der Regel Mund-
zu-Mund-Propaganda (die meisten neuen 
Kunden gewinnen wir durch Empfehlung). Ein 
zufriedener Kunde ist auch bereit, zusätzliche 
Dienstleistungen in Anspruch zu nehmen.

2	 INFOS AUS DER 
TREUHANDPRAXIS
2.1	Qualitätsorientierte Kundenbetreuung
2.2	Löschung einer Betreibung (neu ab 2019)
2.3	Privatbestechung bei KMU
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•	 Dimensionen der qualitätsorientierten 
Kundenbetreuung: Qualitätsorientierung ist 
ein Teil einer gesamten Unternehmensplanung. 
Unter anderem gibt es auch Unternehmens-
planung mit Balanced Scorecard mit 4 Erfolgs-
faktoren (Kundenperspektive, Mitarbeiterper-
spektive, interne Geschäftsprozesse und 
Finanzen). Wir haben in einem früheren Info-
bulletin darüber berichtet.

Auch innerhalb des Qualitätsmanagements 
gibt es wie gesagt verschiedene Aspekte, 
nebst Kundenzufriedenheit auch Prozessop-
timierung, Risikomanagement und wie ein-
gangs erwähnt Qualitätssicherung.
Im Rahmen der qualitätsorientierten Kunden-
betreuung sehen wir 5 Erfolgsfaktoren, welche 
in ein ausgewogenes Gleichgewicht gebracht 
werden sollten:
–	� Erstklassiger Telefonservice und Kunden

empfang

–	� Zuverlässigkeit, terminlich und fachlich
–	� Reaktionsfähigkeit, flexibel und schnell
–	� Fachkompetenz, klar und verständlich
–	� Einfühlungsvermögen (Empathie), die 

Kundenanliegen verstehen

•	 Erstklassiger Telefonservice und Kunden-
empfang: Das Sekretariat respektive der 
Empfang ist die Visitenkarte eines Unterneh-
mens, es hat direkten Kontakt zu allen Kunden 
und unser stetiges Ziel ist es, dass sich der 
Kunde bei uns gut und freundlich empfangen 
fühlt. Dazu gehört ein freundlicher und hilfsbe-
reiter Telefondienst. Wir versuchen, ruhig und 
nicht gestresst zu wirken, um den Kunden, 
wann immer möglich freundlich zu helfen.
Zum Thema Kundenempfang haben wir in ver-
schiedenen Workshops durchgespielt, wie ein 
freundlicher Empfang erfolgen soll. Mitarbei-
tende haben in Workshops positive Anregun-
gen gegeben, seit Anfang 2018 bieten wir auch 

Unternehmenspla-
nung mit Balanced 
Scorecard (siehe 
Fachbeitrag in unse-
rem Infobulletin Nr. 19 
vom Januar 2002).
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zum Kaffee qualitativ hochwertige Schokolade 
an, verschenken Kugelschreiber und Blöcke 
mit unserem Logo.
Jeder Einzelne von unseren Mitarbeitenden 
weiss, dass ein erstklassiger Telefonservice 
und Kundenempfang die Chance und Mög-
lichkeit beinhaltet, einen bleibenden, positiven 
Eindruck zu hinterlassen.

•	 Zuverlässigkeit, terminlich und fachlich: 
Wir legen grossen Wert auf Zuverlässigkeit, da-
mit wir all unsere Termine und Fristen zeitlich 
und fachlich einhalten. Zum Beispiel bei Steu-
erfristen führen wir eine zentrale Liste (sowie 
zusätzlich jene der Mandatsleiter), um zu ge-
währleisten, dass keine Rechtsmittelfristen  
ablaufen. Wenn wir dem Kunden zu einem be-
stimmten Zeitpunkt zum Beispiel eine Steuer-
erklärung versprechen, so legen wir Wert da-
rauf, dass dieser Termin auch eingehalten wird 
oder der Kunde zumindest benachrichtigt 
wird, wenn es zeitlich Verzögerungen geben 
sollte. Wir analysieren, wenn Fehler bezüglich 
Zuverlässigkeit gemacht werden (manchmal 
eine Frage der Arbeitsorganisation) und wir 
wissen auch, dass gerade in der Hochsaison 
oder bei personellen Engpässen infolge 
Krankheiten es schwierig ist, diese Zielvorga-
ben immer einzuhalten.

•	 Reaktionsfähigkeit, flexibel und schnell: 
Wir wissen, dass die heutige Zeit mit Mails, 
WhatsApp, Telefonen, Handys immer schnell-
lebiger wird und die Erwartungshaltung des 
Kunden, dass jemand von der Firma schnell 
für seine Anliegen verfügbar ist, immer grös
ser wird. Wir haben deshalb Qualitätsstan-
dard und Zielvorgaben betreffend Benützung 
des Telefons und der E-Mails festgelegt. Te-
lefonanrufe sollten spätestens innert 2 Stun-
den beantwortet werden und E-Mails spätes-
tens innert 4 Stunden. Das sind natürlich sehr 
hohe Zielvorgaben, die nicht immer eingehal-
ten werden können. Aber ohne hohe Zielvor-
gaben ist auch ein hoher Qualitätsstandard 
nicht mehrheitlich gewährleistet. Er ist aber 
leichter durchsetzbar, wenn ein positiver 
Teamgeist vorhanden ist. Dem Kunden kann 
auch von anderen Mitarbeitenden als vom zu-
ständigen Mandatsleiter geholfen werden und 
wir versuchen nach Möglichkeit immer, einen 
Stellvertreter für Kunden im Team zu benen-
nen, falls der betreffende zuständige Man-
datsleiter an längeren Besprechungen oder 
abwesend ist.

•	 Fachkompetenz, klar und verständlich: 
Dass wir über die nötige Fachkompetenz ver-
fügen, setzt der Kunde in der Regel natürlich 
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voraus. Umfragen haben jedoch ergeben, dass 
im Rahmen der Kundenzufriedenheit aus Sicht 
des Kunden die Fachkompetenz bei der Beur-
teilung unserer Dienstleistungsqualität nicht 
immer im Vordergrund steht. Oftmals steht sie 
erst im Vordergrund, wenn Fehler passieren, 
und dann ist natürlich ein professioneller und 
kundenfreundlicher Umgang mit Fehlern und 
dem Kunden umso wichtiger. Wir haben immer 
Wert darauf gelegt, die Fachkompetenz klar 
und verständlich zu vermitteln, kein Dünkelge-
habe mit unverständlichen Fachwörtern in die 
Kundenbeziehung einfliessen zu lassen, das 
ist ein seit Jahrzehnten wichtiges Anliegen von 
uns, da gibt es aber sicherlich unterschiedliche 
Zielsetzungen bei Berufskollegen oder anderen 
KMU-Betrieben. Unsere Infobulletins (das jet-
zige ist das 54.!) sind ein wichtiger Eckpfeiler 
im Rahmen der qualitätsorientierten Kunden-
betreuung, unser Fachwissen den Kunden ge-
genüber auch präsentieren zu dürfen. Auch 
beim Verfassen der Infobulletins besteht unse-
re Zielsetzung darin, in verständlicher Sprache 
zu schreiben und nicht in schwer verständli-
chem Fachchinesisch.

•	 Einfühlungsvermögen (Empathie), die 
Kundenanliegen verstehen: Empathie ist 
uns ein wichtiges Anliegen. Wir versuchen, die 
Kunden zu verstehen, sich in ihre Situation 
einzufühlen, und auch hier ist es wichtig, die 
Sprache des Kunden zu sprechen. Natürlich 
ist Empathie nur beschränkt lernbar, aber in 
unseren Workshops haben wir auch schon 
Gespräche zwischen einem Mitarbeiter und 
einem Kunden simuliert und versucht, das Ver-
ständnis der Empathie zu fördern. Empathie 
können wir auch in unseren professionellen 
Gesprächsführungen anwenden, über dieses 
Thema haben wir auch in einem früheren In-
fobulletin berichtet.

2.1.2 Unsere Empfehlung
•	 Zielsetzungen definieren: Es ist natürlich 

Chefsache, Ziele zum Thema qualitätsorien-
tierte Kundenbeziehungen zu definieren, ein 
stärkeres Bewusstsein für die Kundenperspek-
tive in einem Team zu schaffen und auch struk-
turierte Vorbereitungen für Kundenkontakte 
und Kundengespräche sowie gezielte Ge-
sprächsführung im Team einzuüben und be-
wusst zu machen. Die Zielsetzungen sollen ein 

dauernder Begleiter im Geschäftsalltag sein 
und es gibt eine ganz simple Erkenntnis: «Wer 
aufhört, besser werden zu wollen, hört auf, gut 
oder sehr gut zu sein.»

•	 Förderung von Teamgeist: Hohe Kunden-
zufriedenheit kann in einem KMU nur realis-
tisch durchgeführt werden, wenn ein sehr gu-
ter Teamgeist vorhanden ist, bei welchem 
jeder für den anderen einspringt. Stimmt die-
se positive Grundeinstellung von jedem Ein-
zelnen, dann besteht auch eine Identifikation 
mit der eigenen Tätigkeit, aber auch mit der 
Firma. Die Freude über positive Feedbacks 
innerhalb des Teams (Kultur des Lobens) und 
auch über positive Feedbacks von Kunden 
trägt dazu bei, dass ein Teamgeist auf einem 
sehr guten Niveau bleibt.

•	 Workshops: Wie Sie unter Aktuelles von Weg-
mann/Rekonta erfahren haben, führen wir seit 
vielen Jahrzehnten regelmässig Workshops 
durch und über all die Jahre werden die The-
men der qualitätsorientierten Kundenbetreuung 
immer wieder durchgespielt und geübt. Work-
shop heisst übrigens nicht, dass der Chef stun-
denlang seine Anliegen vorträgt. Workshop be-
deutet, dass jeder Einzelne im Team einen 
Beitrag zu den verschiedenen Themen (auch 
fachliche) vorträgt, auch Anregungen vorbrin-
gen kann und sich ernst genommen fühlt.

•	 Kundenumfrage: Natürlich kann eine Kun-
denumfrage auch beim Kunden durchgeführt 
werden, das machen wir meist sporadisch 
und in Besprechungen. Aus unserer Sicht 
herrscht aber heute ein zu grosser Drang nach 
Kundenumfragen, fast bei jedem Hotelbe-
such, Essen oder sonstigen Tätigkeiten müs-
sen anschliessend Kundenzufriedenheitsbo-
gen ausgefüllt werden. Wir sind aber natürlich 
froh, wenn uns Kunden Verbesserungsvor-
schläge unterbreiten.
Bei allen Ansprüchen an uns selbst oder von 
jedem KMU-Inhaber an sein Unternehmen ist 
es natürlich auch so, dass trotz aller Vorgaben 
Fehler passieren können. Dann ist es wichtig, 
dass man solche Fehler auch eingesteht, kom-
muniziert und für den Kunden wieder ausbü-
gelt. Dies ist oftmals Chefsache und gerade in 
diesem Punkt ist qualitätsorientierte Kunden-
betreuung besonders wichtig.

Professionelle Ge-
sprächsführung  
(siehe Infos 2.1 aus der 
Treuhandpraxis in un-
serem Infobulletin Nr. 
45 vom Januar 2015).
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2.2.1 Die Praxis
•	 Allgemeines: Am 16. Dezember 2018 haben 

die Eidg. Räte eine Gesetzesänderung be-
schlossen, welche per 1. Januar 2019 in Kraft 
getreten ist, nämlich die besseren Möglichkei-
ten der Löschung einer Betreibung. In der 
Schweiz kann jederzeit gegen jede Person 
beim zuständigen Betreibungsamt eine Be-
treibung eingeleitet werden mit einem gerin-
gen Kostenvorschuss (bei einer Forderung 
von beispielsweise CHF 1000.00 betragen die 
Gebühren gerade mal CHF 53.00). Dies löst 
zwingend die Zustellung eines Zahlungsbe-
fehls an den Schuldner aus, egal, ob die For-
derung zu Recht oder zu Unrecht besteht. Die 
Folgen einer solchen Betreibung sind unan-
genehm. Die Betreibung wird ins Betreibungs-
register aufgenommen, auch wenn die Person 
die Forderung mit Rechtsvorschlag bestritten 
hat. Lediglich das Betreibungsverfahren ist 
gestoppt. Auf diesem Betreibungsregisteraus-
zug erscheinen alle Betreibungen der letzten 
5 Jahre. Das kann für den Betreffenden sehr 
ärgerlich sein, zum Beispiel bei einer Woh-

nungssuche, bei der in den meisten Fällen ein 
Betreibungsregisterauszug verlangt wird. Aber 
auch für Unternehmer ist es sehr unange-
nehm, wenn der Betreibungsregisterauszug 
nicht «lupenrein» ist. Eine Löschung der Be-
treibung war bis anhin sehr kompliziert und 
aufwendig.

•	 Neu ab 1. Januar 2019: Seit dem 1. Januar 
2019 sind die zu Unrecht Betriebenen gesetz-
lich besser geschützt. Für unschuldig Betrie-
bene existiert seit dem 1. Januar 2019 eine 
einfache Lösung: Wenn der Betriebene bereits 
Rechtsvorschlag erhoben hat, kann er nach 3 
Monaten nach Zustellung des Zahlungsbefehls 
beim Betreibungsamt gegen eine Gebühr von 
CHF 40.00 das «Gesuch um Nichtbekannt
gabe einer Betreibung an Dritte» beantragen. 
Das Betreibungsamt fordert den Gläubiger so-
dann auf, innert 20 Tagen nachzuweisen, dass 
er gerichtliche Schritte zur Aufhebung des 
Rechtsvorschlages eingeleitet hat (das heisst, 
dass er ein Rechtsöffnungsgesuch oder eine 
Anerkennungsklage eingereicht hat). Erbringt 
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Briefmuster für ein 
Löschungsgesuch.

der Gläubiger den Nachweis nicht, heisst das 
Betreibungsamt das Gesuch gut und die be-
treffende Betreibung erscheint nicht mehr im 
Betreibungsregisterauszug. 
Von der neuen Regelung profitiert nicht nur, 
wer im Jahr 2019 betrieben wird. Alle Betrie-
benen, deren Gläubiger innert 3 Monaten nicht 
aktiv wurden, können den Antrag stellen, das 
heisst, auch Betreibungen aus den letzten 5 
Jahren können gelöscht werden. Nach Ablauf 
der 5 Jahre erscheint die Betreibung sowieso 
nicht mehr im Betreibungsregister. Nicht ge-
löscht werden kann eine Betreibung, wenn 

kein Rechtsvorschlag erhoben oder wenn die 
Forderung bezahlt worden ist.

Der Vollständigkeit halber und zur Information 
erläutern wir kurz den Ablauf einer Betreibung:
–	� Der Gläubiger richtet sein Betreibungsbe-

gehren an das zuständige Betreibungsamt.
–	� Das Betreibungsamt erstellt den Zahlungs-

befehl, stellt dem Schuldner den Zahlungs-
befehl zu (Zustellung erfolgt durch Betrei-
bungsbeamten, der den Vorgang proto- 
kolliert). Es ist die letzte Aufforderung, den 
geforderten Betrag innert 20 Tagen zu be-

Absender 
Adresse 

Betreibungsamt …. 

Freundliche Grüsse 

Unterschrift 
Beilagen: 
Kopie Zahlungsbefehl 
Kopie Rechtsvorschlag 

Ort und Datum 

Gesuch um Nichtbekanntgabe einer Betreibung an Dritte 
(Art. 8a Abs. 3 Bst. d SchKG) 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Ich stelle das Gesuch, folgende Betreibung in den Betreibungsregisterauszügen nicht mehr 
aufzuführen: 

Gläubiger, Adresse 
Betreibung Nr. 
Zustellung des Zahlungsbefehls 

Die Betreibung ist nicht gerechtfertigt und ich habe vollumfänglich Rechtsvorschlag erho-
ben. Seit Zustellung des Zahlungsbefehls sind mehr als drei Monate vergangen und die 
betreibende Partei hat keine Schritte zur Beseitigung des Rechtsvorschlags eingeleitet. 

Besten Dank für die Löschung der Betreibung. 



10  •  INFOBULLETIN  •  INFOS AUS DER TREUHANDPRAXIS

zahlen. Wird die Forderung innert Frist be-
zahlt, ist die Angelegenheit erledigt.

–	� Der Schuldner kann innert 10 Tagen Rechts-
vorschlag erheben, welcher die Betreibung 
unterbricht.

–	� Beseitigung des Rechtvorschlages: Dieser 
muss durch den Gläubiger zuerst beseitigt 
werden, um mit der Betreibung fortzufah-
ren. Dieses Verfahren wird normalerweise 
vor einem Gericht durchgeführt.

–	� Fortsetzungsbegehren: Der Gläubiger muss 
dieses Formular ausfüllen, wenn er eine 
Pfändung durchführen lassen oder den 
Konkurs androhen will. Er muss aber im Be-
sitz eines unwidersprochenen Zahlungsbe-
fehls sein oder, falls Rechtsvorschlag erho-
ben wurde, einen richterlichen Entscheid 
zur definitiven Rechtsöffnung vorweisen 
können.

–	� Fortsetzung der Betreibung: Das Betrei-
bungsamt wird aufgrund eines gültigen 
Fortsetzungsbegehrens entweder die Be-
treibung auf Pfändung oder auf Konkurs 
einleiten, je nachdem, welche Form auf den 
Schuldner zutrifft.

–	� Pfändungsankündigung: Der Schuldner er-
hält eine Pfändungsankündigung mit ge-
nauem Datum und genauer Zeit, falls er der 
Betreibung auf Pfändung unterliegt. Der 
Schuldner kann aber vorgängig bei einem 
Pfändungsbeamten beim Betreibungsamt 
vorsprechen. Sobald der Schuldner die 
Pfändungsankündigung erhalten hat, darf 
er über sein gesamtes Eigentum nicht mehr 
verfügen.

–	� Durchführung der Pfändung: Die gepfän-
deten Gegenstände werden im Pfändungs-
protokoll mit ihrem Schätzwert vermerkt. 
Dem Schuldner wird unter Strafandrohung 
verboten, die gepfändeten Gegenstände 
zu verkaufen. Bewegliche Gegenstände 
(z. B. Schmuck) können vom Betreibungs-
amt in Verwahrung genommen werden. 
Wenn durch die Verwertung von gebrauch-
ten Gegenständen keine grossen Erlöse zu 
erwarten sind, ist es wirkungsvoller, einem 
Schuldner mit Anstellung einen Teil seines 
Lohnes zu pfänden. Der Arbeitgeber wird 
vom Betreibungsamt verpflichtet, für einen 
Teil des Lohnes monatliche Abzüge vorzu-
nehmen und so lange an den Gläubiger zu 
überweisen, bis die Schuld getilgt ist. Der 

zu pfändende Betrag wird mit verbindlichen 
Normen zur Berechnung des Existenzmi-
nimums berechnet.

–	� Verwertungsbegehren: Sobald der Gläu-
biger im Besitz des Pfändungsprotokolls 
ist, kann er mit dem Verwertungsbegehren 
die Verwertung der gepfändeten Gegen-
stände auslösen. Dies geschieht norma-
lerweise mit einer öffentlichen Versteige-
rung.

–	� Befriedigung der Gläubiger: Der Pfän-
dungserlös wird nach Abzug der Kosten 
an die Gläubiger verteilt, anteilsmässig ent-
sprechend ihren Forderungen.

–	� Verlustschein: Wenn die Gläubiger durch 
den Pfändungserlös nicht vollständig be-
friedigt werden können, wird ein entspre-
chender Verlustschein ausgestellt, welcher 
gleichzeitig eine Schuldanerkennung ist. Er 
gewährt den Gläubigern unter anderem, 
dass ihre Forderung während 20 Jahren 
nicht verjährt.

–	� Konkursandrohung: Dieses Dokument wird 
jenen Schuldnern zugestellt, welche einer 
Konkursbetreibung unterliegen. Es beinhal-
tet die Aufforderung, innert 20 Tagen die 
Schuld zu begleichen.

–	� Konkursbegehren: Reagiert der Schuldner 
nicht auf die Konkursandrohung, kann der 
Gläubiger nach Ablauf von 20 Tagen seit 
Zustellung der Konkursandrohung beim 
Konkursgericht das Konkursbegehren stel-
len. Dieses Recht erlischt 15 Monate nach 
Zustellung des Zahlungsbefehls.

–	� Konkurseröffnung: Diese wird durch ein 
Gericht ausgesprochen. Die Konkurseröff-
nung wird dem Betreibungsamt gemeldet, 
welches den Konkurs administrativ durch-
führt. Gleichzeitig wird der Konkurs im 
Schweizerischen Handelsamtsblatt (SHAB) 
sowie im Kantonalen Amtsblatt publiziert.

–	� Inventar: Die Aktiven der Konkursmasse 
werden durch den Konkursbeamten in Zu-
sammenarbeit mit dem Schuldner im In-
ventar aufgelistet. Dieser muss das Inven-
tar ebenfalls unterzeichnen.

–	� Schuldenruf: Dies ist ein öffentlich publizier-
ter Aufruf des Betreibungsamtes an alle 
Gläubiger, auch an jene, welche den Kon-
kurs nicht angestrengt haben. Die einge-
henden Forderungen werden gesammelt 
und in den Kollokationsplan aufgenommen.

Betreibung auf Kon-
kurs: Im Handelsregis-
ter eingetragene juristi-
sche Personen, Inha-
ber einer Einzelfirma 
und unbeschränkt haf-
tende Organe unterlie-
gen der Betreibung auf 
Konkurs und unterlie-
gen nicht der Pfän-
dung, mit Ausnahme 
der Betreibung für ge-
wisse öffentlich-rechtli-
che Forderungen und 
für Unterhaltsbeiträge 
(Art. 43 SchKG).
Wird die Forderung 
nicht innerhalb von 20 
Tagen nach Zustellung 
der Konkursandro-
hung beglichen, kann 
der Gläubiger beim zu-
ständigen Konkursge-
richt das Konkursbe-
gehren stellen.
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Die Grafik veran-
schaulicht den Ab-
lauf einer Betrei-
bung.

Ablauf einer Betreibung

Konkursbegehren

Konkurseröffnung

Verfahrensabschluss

Inventar
Schuldenruf

Kollokationsplan

Konkursandrohung

Liquidation & Verteilung

Verlustschein

Verwertungsbegehren

Verwertung

Befriedigung Gläubiger 
vollständig/teilweise

Pfändungsankündigung

Verlustschein 

Durchführung Pfändung

Fortsetzungsbegehren

Beseitigung des 
Rechtsvorschlags

Betreibungsbegehren

Zahlungsbefehl

Fortsetzung Betreibung

Rechtsvorschlag

Genehmigung

Kein RechtsvorschlagZahlung

PFÄNDUNG KONKURS

BETREIBUNG

Gläubiger Schuldner Betreibungsamt Gericht
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–	� Kollokationsplan: Innert 60 Tagen nach Ab-
lauf der Eingabefrist erstellt die Konkursver-
waltung den Plan über die Rangordnung. 
Der wird beim Konkursamt zur Einsicht auf-
gelegt und kann über das zuständige Ge-
richt angefochten werden.

–	� Liquidation und Verteilung: In diesen zwei 
Schritten werden die Aktiven des Schuld-
ners verwertet und der Erlös anteilmässig 
an die Gläubiger verteilt.

–	� Verlustschein: Wie bei der Pfändung (siehe 
oben) hat er während 20 Jahren Gültigkeit, 
damit die Forderung nicht verjährt.

–	� Abschluss des Verfahrens: Nach Abschluss 
der Liquidationsarbeiten erklärt das Gericht 
den Konkurs als beendet. Dieser Abschluss 
wird im SHAB und im Kantonalen Amtsblatt 
publiziert. Gleichzeitig wird das in Konkurs 
gegangene Unternehmen im Handelsregis-
ter gelöscht.

2.3	 PRIVATBESTECHUNG BEI KMU

2.2.2 Unsere Empfehlung
	Leider kann in der Schweiz jeder jeden ohne Wei-
teres betreiben. Zwar muss der Gläubiger die 
Kosten vorschiessen, diese sind jedoch gering. 
Aber die Betroffenen können sich mittels Rechts-
vorschlag wehren, jedoch bleibt die Betreibung 
trotzdem im Register. Zu Unrecht Betriebene 
können dank des neuen Gesetzes ab 1.1.2019 
zu einer geringen Gebühr von CHF 40.00 die 
Einträge verschwinden lassen. Oft verlangen 
Banken, Wohnungsvermieter etc. einen Betrei-
bungsregisterauszug und es ist sehr unange-
nehm, wenn darauf Betreibungen eingetragen 
sind. Wir empfehlen unseren Kunden, welche 
schon ungerechtfertigte Betreibungen erhalten 
haben, auf jeden Fall für sich einen aktuellen Be-
treibungsregisterauszug zu verlangen, und falls 
darauf ungerechtfertigte Betreibungen ersichtlich 
sind, vom neuen Gesetz Gebrauch zu machen. 
Wir unterstützen Sie dabei gerne.

2.3.1 Die Praxis
•	 Bestechung und Korruption in den Medi-

en: Wenn man an Bestechung und Korrupti-
on denkt, verbindet man das leider oft mit der 
FIFA. Der Weltfussballverband FIFA mit Sitz in 
Zürich ist und war in den letzten Jahren häu-
fig in den Medien anzutreffen. So fand zum 
Beispiel im Mai 2015 eine Hausdurchsuchung 
bei der FIFA-Zentrale in Zürich statt und am 
selben Tag wurden 7 FIFA-Funktionäre im Ho-
tel Baur au Lac verhaftet. Auch im Zusam-
menhang mit der Vergabe der Fussball-WM 
in Katar sollen der FIFA 400 Millionen Dollar 
Bestechungsgelder angeboten worden sein 
und die Schweizer Polizei ermittelt unter an-
derem wegen des Verdachts von Bestechun-
gen. Die Verfahren sind nicht abgeschlossen 
und es gilt die Unschuldsvermutung.
Ein weiteres Beispiel aus den Schweizer Me-
dien ist ein freisinniger, frühere Bundesrats-
kandidat in Genf. Er hat zusammen mit seiner 
Frau und 3 Kindern im November 2015 die 
Vereinigten Arabischen Emirate besucht und 
dort gemäss seinen Aussagen den Kronprin-
zen und Transportminister der Emirate getrof-
fen. Zum damaligen Zeitpunkt waren beim 
Flughafen Genf zwei Konzessionen für die Bo-

denabfertigung zu vergeben. Einen Zuschlag 
erhielt einige Monate später ein Unternehmen 
mit Hauptsitz in den Emiraten. Die Firma wird 
zum Teil von Transportministern kontrolliert. 
Die Staatsanwaltschaft wirft dem Genfer Po-
litiker vor, der Kronprinz habe für die Flüge in 
der Businessclass, die Unterkunft und die 
Events bezahlt. Auch bei dieser Thematik geht 
es um die Themen Bestechung und Korrup-
tion, auch hier gilt nach unserer Darstellung 
die Unschuldsvermutung.

•	 Privatbestechung, Risiko für KMU?: Kön-
nen KMU und die beteiligten Personen für 
Bestechungen strafrechtlich belangt werden? 
Die Antwort lautet grundsätzlich ja, gemäss 
neueren gesetzlichen Grundlagen (siehe 
nachfolgend) ist das Risiko aufgrund sehr we-
nig Praxiserfahrungen im Moment noch 
schwer abschätzbar, aber bei kleineren KMU 
tendenziell eher klein. Dennoch erscheint es 
uns angebracht, das Thema der Privatbeste-
chung bei KMU zu sensibilisieren, weil sich 
die Praxis tendenziell eher verschärfen wird. 
Wer hätte noch vor 10 Jahren gedacht, dass 
das Bankgeheimnis vor allem in internationa-
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tretern oder Steuerpflichtigen zum Mittages-
sen einladen lassen. Auch wenn wir das in 
unserer jahrelangen Praxis noch nie gemacht 
haben, so zeigt diese Thematik auf, dass 
das Thema Bestechung auch bei Steueräm-
tern ein zunehmend sensibleres Thema wird.

–	� Grössere Einladungen ohne Einholung von 
Konkurrenzofferten: Der Verkaufsleiter einer 
EDV-Firma lädt den EDV-Verantwortlichen 
des Kunden (und deren Ehefrau) zu exklu-
siven Sportanlässen, Konzerten, Ausland-
reisen sowie Essen und Nachtklubbesu-
chen ein, es werden fünfstellige Summen 
bezahlt. Die IT-Firma erhält anschliessend 
den Auftrag, ohne vorherige Einholung von 
Konkurrenzofferten. In diesem Falle ist ge-
mäss gesetzlichen Grundlagen tendenziell 
das Vorliegen einer Privatbestechung mit 
allen strafrechtlichen Konsequenzen gege-
ben. Wir schreiben hier ausdrücklich «ten-
denziell», weil eine gefestigte Praxis noch 
fehlt, beleuchten aber mit diesem Praxis-
beispiel im Rahmen der Sensibilisierung 
den «Worst Case».

•	� Aktive und passive Bestechung: Von akti-
ver Bestechung spricht man dann, wenn eine 
Person eine Leistung respektive Vorteile an-
bietet. Von passiver Bestechung wird dann 
ausgegangen, wenn die bestochene Person 

Art. 322octies StGB, 
Bestechung Privater: 
Wer einem Arbeitneh-
mer, einem Gesell-
schafter, einem Beauf-
tragten oder einer an-
deren Hilfsperson eines 
Dritten im privaten 
Sektor im Zusammen-
hang mit dessen 
dienstlicher oder ge-
schäftlicher Tätigkeit für 
eine pflichtwidrige oder 
eine im Ermessen ste-
hende Handlung oder 
Unterlassung zu des-
sen Gunsten oder zu-
gunsten eines Dritten 
einen nicht gebühren-
den Vorteil anbietet, 
verspricht oder ge-
währt, wird mit Frei-
heitsstrafe bis zu 3 
Jahren oder Geldstrafe 
bestraft. In leichten Fäl-
len wird die Tat nur auf 
Antrag verfolgt.
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len Zusammenhängen kippen könnte? Auch 
im Rahmen des automatischen Informations-
austausches hätte vor 10 Jahren wohl noch 
niemand geglaubt, in welchem Umfang und 
mit welcher Präzision Daten von ausländischen 
Bankkonti in der Schweiz gemeldet werden. 
Es geht im folgenden Fachbeitrag daher dar-
um, für das Thema zu sensibilisieren und die 
Möglichkeit von zukünftigen Praxisentwicklun-
gen aufzuzeigen.

•	 Praxisbeispiele für Bestechungen:
–	 �Einladung zum Mittagessen eines poten-

ziellen Kunden: Auch nach neueren gesetz-
lichen Grundlagen dürfte es erlaubt sein, 
einen potenziellen Kunden zu einem Mitta-
gessen einzuladen, um ihn als neuen Kun-
den zu gewinnen. Es handelt sich hier auch 
nach aktuelleren strafrechtlichen Normen 
nur um geringfügige, sozial übliche Vorteile.

–	 �Einladung eines Bücherrevisors zum Mittag
essen: Ein Bücherrevisor ist Amtsträger des 
Kantonalen Steueramts, wird er von uns als 
Steuervertreter eines Kunden zum Mittages-
sen eingeladen, so könnte dies unter Um-
ständen bereits ein leichter Fall von Beste-
chung sein. Nach unserem Wissensstand 
dürfen sich nach neueren Grundsätzen Bü-
cherrevisoren und Steuerkommissäre des 
Kantonalen Steueramts nicht mehr von Ver-
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die Leistung respektive den Vorteil akzeptiert 
oder einfordert. Aktive und passive Beste-
chung gehören grundsätzlich zusammen und 
beide Parteien werden strafrechtlich zur Re-
chenschaft gezogen.
�Seit Mitte 2016 unterscheidet der Gesetzge-
ber zwischen Amtsträgerbestechung (Mitar-
beiter in einer Behörde handelt im amtlichen 
Auftrag) und Privatbestechung (Bestechender 
und Bestochener handeln im privatwirtschaft-
lichen Umfeld). Die grafische Darstellung unten 
verschafft einen ersten Überblick.

•	� Rechtsgrundlagen – Bestechung nach 
Strafgesetz (StGB): Am 1. Juli 2016 trat die 
Revision des Korruptionsstrafrechtes in Kraft, 
wodurch insbesondere die Bestechung im pri-
vaten Sektor wirksamer bekämpft werden soll. 
Es wird somit nicht mehr vorausgesetzt wie 
früher, dass die Bestechungshandlung in un-
zulässiger Weise den Markt verzerrt und den 
Wettbewerb verfälscht. Dadurch sollen zum 
Beispiel auch Bestechungshandlungen bei der 
Vergabe von Sportanlässen besser erfasst wer-
den können. Zudem wird die Bestechung im 
privaten Sektor zukünftig von Amtes wegen 
verfolgt. Vorbehalten bleibt die vom Parlament 
eingefügte Ausnahme der leichten Fälle, welche 
nach wie vor einen Strafantrag voraussetzen.
Auch nach der neuen Regelung ist die Privat-
bestechung nur strafbar, wenn sie im Zusam-
menhang mit einer geschäftlichen, dienstlichen 
Tätigkeit erfolgt und ein Drei-Parteien-Verhält-
nis vorliegt. Artikel 322octies und 322novies 

StGB (Strafgesetzbuch) kommen nur zur An-
wendung, wenn die rechtlichen Interessen ei-
nes Dritten (zum Beispiel Arbeitgeber oder Auf-
traggeber) verletzt werden, weil dieser von 
seinen Arbeitnehmern oder Beauftragten er-
warten kann, dass sich diese an ihre Treue-
pflichten ihm gegenüber halten und ihre Auf-
gaben gemäss den rechtlichen Pflichten 
integer und loyal ausführen.

•	� Abgrenzung Privatbestechung und leich-
te Fälle: Die gesetzlichen Grundlagen zeigen, 
dass die Abgrenzungen in der Praxis nicht im-
mer einfach sind, es fehlen auch nachhaltige 
Gerichtsentscheide.
Eine strafrechtlich relevante Privatbestechung 
liegt vereinfacht dargestellt vor, wenn:
–	� «Eine nicht sozial übliche» Leistung/ein Vor-

teil einem Entscheidungsträger zufliesst.
–	� Vom Arbeitgeber dies vorher nicht geneh-

migt wird.
–	� Entschädigung (in Form von Kickbacks, 

Rabatten, umfangreichen Einladungen etc.) 
für eine konkrete Gegenleistung erfolgt ist. 

Leichte Fälle, bei denen die Tat nur auf Antrag 
verfolgt werden, sind unter anderem:
–	� Geringe Deliktsummen (wenige Tausend 

Franken) und wenn
–	� keine Gefährdung von Sicherheit und Ge-

sundheit Dritter,
–	 �keine mehrfach wiederholte bandenmässige 

Tatbegehung und
–	� keine Urkundendelikte vorliegen.

Art. 322novies StGB, 
Sich bestechen las-
sen: Wer als Arbeit-
nehmer, als Gesell-
schafter, als Beauftrag-
ter oder als andere 
Hilfsperson eines Drit-
ten im privaten Sektor 
im Zusammenhang mit 
seiner dienstlichen 
oder geschäftlichen  
Tätigkeit für eine 
pflichtwidrige oder eine 
im Ermessen stehende 
Handlung oder Unter-
lassung für sich oder 
einen Dritten einen 
nicht gebührenden 
Vorteil fordert, sich ver-
sprechen lässt oder 
annimmt, wird mit Frei-
heitsstrafe bis zu 3 
Jahren oder Geldstrafe 
bestraft. In leichten Fäl-
len wird die Tat nur auf 
Antrag verfolgt.

Art. 322decies  
StGB, Gemeinsame  
Bestimmungen: 
Keine nicht gebühren-
den Vorteile sind:
a) dienstrechtlich er-
laubte oder vertraglich 
von Dritten genehmig-
te Vorteile;
b) geringfügige, sozial 
übliche Vorteile.
Private, die öffentliche 
Aufgaben erfüllen, sind 
Amtsträgern gleichge-
stellt.

Amtsträger

Bestechung

Schweiz. Amtsträger
aktiv 322ter StGB
passiv 322quarter 
StGB

Ausl. Amtsträger
322septies StGB
aktiv (Abs. 1)
passiv (Abs. 2)

Vorteilsgewährung/-annahme

Schweiz. Amtsträger
Vorteilsgewährung 322quinquies StGB
Vorteilsannahme 322sexies StGB

Privatpersonen

Bestechung

Arbeitnehmer, Gesellschafter, Beauftragter, 
Hilfsperson
aktiv (322octies StGB)
passiv (322novies StGB)

Amtsträgerbestechung und Privatbestechung
Klimapflege ist erlaubt bei Privatbestechung.
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Strafbarkeit von Un-
ternehmen (siehe In-
fos 1.3 aus der Treu-
handpraxis in unserem 
Infobulletin Nr. 29 vom 
Januar 2007). 

Verwaltungsrat und 
Geschäftsführer in 
KMU (siehe Fachbei-
trag in unserem Info-
bulletin Nr. 48 vom Au-
gust 2016).

Auch Artikel 322decies StGB beinhaltet straf-
ausschliessende Bestimmungen, im Moment 
ist noch unklar, in welche Richtung die Ge-
richtspraxis präzisieren wird. 

•	� Strafrechtliche Folgen der Privatbeste-
chung: Falls von Gerichten die Privatbeste-
chung bejaht werden sollte, so sind die straf-
rechtlichen Konsequenzen im schlechtesten 
Falle sehr umfangreich und belastend, im Sin-
ne einer nicht abschliessenden Aufzählung ist 
auf Folgendes hinzuweisen: 
–	� Wenn die Bestechung angenommen wird, 

werden beide Täter bestraft, nämlich der 
Bestechende und der Bestochene.

–	� Urkundendelikte (zum Beispiel fehlerhafte 
Buchhaltungen) können vorliegen und da-
mit zusammenhängend auch Delikte wie 
Steuerbetrug.

–	� Ungetreue Geschäftsbesorgung (Art. 158 
StGB) bei Verletzung von Pflichten und Vor-
liegen eines Schadens mit einer Freiheits-
strafe bis 3 Jahren kann auch noch die Fol-
ge von Privatbestechung sein.

–	� Berufsverbote (Art. 67 StGB) sind ebenfalls 
denkbar.

–	� Unternehmenshaftung nach Art. 102 StGB 
und bei Organisationsmangel können auch 
die Folge von Privatbestechungen sein. Wir 
haben in einem früheren Infobulletin über 
die Strafbarkeit von Unternehmen berichtet.

–	� Zivilrechtliche Fragestellungen: Es stellt sich 
auch die Frage der Verantwortlichkeit des 
Verwaltungsrates, Sorgfalts- und Treue-
pflichten des Arbeitnehmers sowie steuer-
liche Konsequenzen im Rahmen von Steu-
erbetrug und Steuerhinterziehung.

–	� Reputation des Unternehmens: Auch die 
Reputation des Unternehmens wird beein-
trächtigt, das beste Beispiel dafür ist leider 
die FIFA.

–	� Risiko der Aufdeckung: Nur der Vollständig-
keit halber weisen wir noch darauf hin, dass 
die Aufdeckung von verschiedenen Quellen 
erfolgen kann, zum Beispiel Whistleblowing, 
aber auch durch Steuerbehörden, die Revi-
sionsstelle oder durch die AHV etc.

2.3.2 Unsere Empfehlung
•	� Sensibilisierung: Das Thema Bestechung in 

KMU, vor allem in kleineren Betriebseinheiten, 
ist sicherlich im Moment noch kein zentrales 

Thema in der Schweiz. Dennoch lohnt sich 
die Sensibilisierung für dieses Thema, das Bei-
spiel der FIFA hat gezeigt, dass das Interesse 
in den Medien gross ist und erfahrungsge-
mäss werden mit der Zeit strengere Vorschrif-
ten auch bei KMU Anwendung finden. Wir 
haben das im Revisionsrecht gesehen. Bei 
dieser Tätigkeit unterstehen wir seit knapp 
über 10 Jahren den strengen staatlichen Vor-
gaben und Aufsichten durch die RAB (Revisi-
onsaufsichtsbehörde). Diesen engeren Vor-
schriften sind auch Fälle vorausgegangen, bei 
denen grössere Revisionsfirmen fehlerhaft ge-
handelt haben.

•	� Verwaltungsratsverantwortung: Dem Ver-
waltungsrat unterstehen die nicht übertragba-
re und nicht delegierbare Oberleitung der Ge-
sellschaft und die Aufgabe zur Erteilung der 
nötigen Weisungen sowie die Feststellung der 
Organisation. Der Verwaltungsrat hat daher 
eine klare Aussage über das gewünschte Ver-
halten im Zusammenhang mit der Bestechung 
zu machen, Sanktionen zu definieren und da-
zu Werte vorzuleben (Vorbildfunktion). 

•	� Mögliche Massnahmen: Mögliche Mass-
nahmen des Verwaltungsrates einerseits zur 
Verhinderung von Privatbestechungen und 
andererseits auch zur Verhinderung von Un-
ternehmenshaftungen sind kurz zusammen-
gefasst folgende:
–	� Risikoanalyse innerhalb des Unternehmens 

zum Thema Privatbestechung machen
–	 �Allenfalls Erstellung von internen Weisungen 

und Richtlinien (welche Vorteilsgewährung 
darf bis zu welchem Betrag akzeptiert wer-
den etc.)

–	� Informationen an alle Mitarbeitenden
–	� Kontrolle und Durchsetzung der Weisungen
–	� Definition des Vorgehens bei tatsächlicher 

oder vermuteter Korruption bzw. Verletzung 
der internen Vorschriften

–	� Regelmässige Überprüfung der Risikoana-
lyse und der Richtlinien und Massnahmen
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	Steuerformulare und Steuern bezahlen begleiten 
uns ein ganzes Leben lang, wir erhalten jährlich 
die Steuererklärungen, die auszufüllen sind und 
die normalerweise zu bezahlende Steuerbeträge 
zur Folge haben. Es ist legitim und legal, im Rah-
men von Steuerplanungen nachhaltige und lang-
fristige Steuerminimierungen zu erwirken, soweit 
dies im legalen Rahmen ist. In unserem Fachbei-
trag zeigen wir den Zusammenhang zwischen 
Steuerplanung und dem Thema «Vermögens-, 
Vorsorge- und Nachfolgeregelung» (bei uns mit 
der Abkürzung VVN verwendet) auf. Was wir kon-
kret darunter verstehen, zeigen wir in nachfol-
gender Ziffer 3.2 (VVN und Steuerplanung) auf.
	Die Steuerplanung beginnt in der Regel schon 
mit der Vermögensregelung (auch Vermögens
umschichtung), das kann jährlich geschehen und 
intensiviert sich jeweils normalerweise ab dem 
50. Altersjahr. Zu diesen steuerlich relevanten 
Fragen gehören Themen wie Liegenschaftskäu-
fe, Einkäufe in die Pensionskasse, Säule 3a, 
Grenzsteuersätze und andere Themen, welche 
die Höhe der zu bezahlenden Einkommens- und 
Vermögenssteuer beeinflussen.
Soweit es um Vorsorgeregelungen geht, fokus-
sieren wir in nachstehender Ziffer 3.5 die Steuer-
planung bei der Pensionierung. Fehlen konkrete 
steuerplanerische Massnahmen und Überlegun-

3.1	 EINLEITUNG

gen, so erfahren viele Steuerpflichtige, dass die 
Steuerbelastungen auch im Pensionsalter und je 
nach konkreten Verhältnissen und Wohnsitzen 
nicht wesentlich tiefer sind als während des Er-
werbslebens. Budget und Finanzplanungen kön-
nen helfen, Steuern zu sparen, denn Steuern pla-
nen bedeutet auch oftmals Steuern sparen, wenn 
die richtigen Massnahmen geplant und auch um-
gesetzt werden.
Im Rahmen der Nachfolgeregelungen  fokussie-
ren wir uns in unserem Fachbeitrag vor allem auf 
Steuerplanungen beim Verfassen von letztwilligen 
Verfügungen (siehe Ziffer 3.6). Im Zentrum steht 
dabei die Erbschaftssteuer, es ist beispielsweise 
im Kanton Zürich immer noch so, dass ein Kon-
kubinatspartner beim Erwerb einer Erbschaft im 
Umfang von CHF 1 Million die stattliche Stumme 
von CHF 309 000.00 Erbschaftssteuer zu bezah-
len hat. Einzig die Kantone Schwyz und Obwal-
den erheben keine Erbschafts- und Schenkungs-
steuer.
	Die Steuerunterschiede zwischen den Kantonen 
sind erheblich und wir zeigen in diesem Fachbei-
trag viele grafische Darstellungen von den Steu-
erunterschieden in den Kantonshauptorten. Dies 
soll nur einen Überblick vermitteln, im Einzelfall 
muss die konkrete Steuerbelastung immer indi-
viduell berechnet werden. Und nur einen Wohn-

3	 STEUERPLANUNG BEI 
VORSORGE- UND 
NACHFOLGEREGELUNGEN
Steuerplanung bedeutet oft auch Steuern sparen. Das gilt für Vermögens-
regelungen (auch Vermögensumschichtungen) bei Einkäufen in die Pensi-
onskasse und Säule 3a. Steuerplanung ist auch wichtig bei Vorsorgerege-
lungen (zum Beispiel Pensionierung) und Nachfolgeregelungen (Verfassen 
von letztwilligen Verfügungen). Dieser Fachbeitrag vermittelt einen Über-
blick, ergänzt mit 5 Tabellen über die Steuerbelastungen in den Kantons-
hauptorten der Schweiz. Die Unterschiede sind überraschend gross.
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sitzwechsel allein wegen der Steuern in Betracht 
zu ziehen, lohnt sich vor allem dann nicht, wenn 
höhere Immobilienpreise oder Wohnungsmieten 
bezahlt werden müssen. Wenn man vor allem im 
Hinblick auf das Pensionsalter frei ist bei der 
Wohnsitzwahl, sind steuerliche Auswirkungen si-
cherlich ein wichtiger und nicht zu unterschät-
zender Vermögensvorteil. 

3.2	 VVN UND STEUERPLANUNG

3.2.1 VVN (Vermögens-, Vorsorge- und 
Nachfolgeregelungen)

Im Übertitel zu unserem Fachbeitrag haben wir 
aus Platzgründen bewusst nur eine verkürzte Be-
zeichnung gewählt (Steuerplanung bei Vorsorge- 
und Nachfolgeregelungen ohne Vermögen).
VVN ist eine Spezialkompetenz der sehr perso-
nenbezogenen Wegmann + Partner AG und be-
inhaltet nach unserer Terminologie Planungen, 
Regelungen und Umsetzungen in: 

V – Vermögen: Vermögensaufstellungen (Ge-
samtübersichten), Erstellen von Einnahmen und 
Ausgaben, Budgets, Kauf- und Schenkungsver-
einbarungen, Steuerplanung.

V – Vorsorge: Vorsorgeaufträge, Patientenver-
fügungen, Vollmachten, Pensionsplanung, Ver-
sicherungsplanung.

N – Nachfolge: Testamentberatung, Geschäfts-
nachfolgeregelungen, Erbenvertretungen, Nach-
lassregelungen, Willensvollstreckungen.

3.2.2 Steuerplanung
Steuerplanung im weitesten Sinne ist jedes zu-
kunftsorientierte Handeln zur Optimierung der 
Steuerzahllast. Sie bezieht sich auf alle Steuern 
und Abgaben des Bundes, der Kantone und der 
Gemeinden. Im Zusammenhang mit VVN sollen 
auch die Bedürfnisse und Ziele unserer Kunden 
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	Mit unserem Fachbeitrag können wir natürlich 
nur einen Überblick vermitteln. Gewisse Themen 
klammern wir auch aus, wie zum Beispiel Be-
steuerung bei Geschäfts- und Liegenschaftsver-
käufen, steuerfreie Kapitalgewinne aus Wert-
schriften und auch andere Themen, die wir na-
türlich bei einer individuellen und konkreten 
Beratung miteinbeziehen werden.
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im Zusammenhang der Steuerminimierung bei 
Vermögens-, Vorsorge- und Nachfolgeregelun-
gen berücksichtigt werden.
Zu berücksichtigen ist auch, dass sich zum Bei-
spiel die Steuergerichtspraxis ändern kann. Auch 
zukünftige Steuergesetzänderungen und Tarifan-
passungen können nicht immer einkalkuliert wer-
den, trotzdem hilft eine konkrete Steuerplanung, 
die Steuern legal zu minimieren, denn nur wer 
sich mit diesem Thema befasst, kann nicht er-
wartete hohe Steuern entweder legal minimieren 
oder in die Budgetplanung miteinbeziehen, vor 
allem im Hinblick auf die Pensionsplanung.

3.2.3 Eingrenzung des Themas
Wie erwähnt, fokussieren wir uns in diesem Fach-
beitrag auf die steuerliche Seite, mit dem Thema 
Pensionierung von Privatpersonen und KMU-
Inhabern haben wir uns im letzten Infobulletin 
vom Januar 2019 bereits auseinandergesetzt.
Auch zum Thema der Steuerplanung für KMU-
Unternehmer besteht ein jederzeit erhältliches 
früheres Infobulletin vom Januar 2014.

Gemäss unseren Darlegungen in Ziff. 3.2.1 gibt 
es natürlich verschiedene Vorsorgethemen wie 
Vorsorgeaufträge, Patientenverfügungen, Voll-
machten, diese sind aber nicht oder nur gering-
fügig steuerlich relevant, weshalb wir sie in un-
serem Fachbeitrag ausklammern. Es bestehen 
aber auch diesbezüglich einige Infobulletins von 
uns, zum Beispiel vom August 2018, soweit es 
um Vorkehrungen bei Ausfall von KMU-Inhabern 
geht.
Bei Steuerplanungen im Zusammenhang mit der 
Nachfolge können auch Geschäftsnachfolge
regelungen ein Thema sein. Auch darüber haben 
wir berichtet. Wir konzentrieren uns auf Steuer-
planung bei letztwilligen Verfügungen.

3.3	 STEUERN ALS WICHTIGER BUDGETBESTANDTEIL

Steuerausgaben gehören in fast allen Schweizer 
Haushalten zu den grossen Ausgabenposten 
nebst Wohnkosten und Versicherungen. Die jähr-
lichen Steuerbelastungen rechnen wir im Rah-
men der zu bearbeitenden Steuererklärungen in 
der Regel jährlich für unsere Kunden aus und wir 
verfügen auch über einen groben Überblick über 
die jährlichen Ausgaben. Wir können dem Kun-
den helfen, über das aktuell vergangene Jahr ei-
ne Aufstellung der monatlichen/jährlichen Einnah-
men und Ausgaben zu erstellen, und verfügen 
über gute und übersichtliche Vorlagen. Aufgrund 
dieser vergangenen Übersichten kann auch eine 
Basis für zukünftige Budgets ausgearbeitet wer-
den. Wird ein solches für die bevorstehende Pen-
sionierung erstellt, so wird die Höhe der Steuern 
meistens unterschätzt. Nicht selten fallen unwe-
sentlich weniger Steuern an, dies hat damit zu 
tun, dass sämtliche Renteneingänge aus AHV 
und Pensionskasse zu 100 Prozent als Einkom-
men zu versteuern sind (anstelle des bisherigen 
Erwerbseinkommens). Auch wenn diese Ge-
samteinnahmen tiefer sind, so fallen wesentliche 
Abzüge für Berufsauslagen, Doppelverdienerab-

zug und Einzahlungen in die Pensionskasse und 
Säule 3a weg. Umso wichtiger ist es, bei der 
Budgeterstellung auch die Steuern zu planen und 
damit sinnvoll und legal Steuern zu sparen, zum 
Beispiel durch gezielte Einkäufe in die berufliche 
Vorsorge und in die 3. Säule, aber auch beim 
Bezug (als Rente oder Kapital) können Steuern 
optimiert werden, ebenso dann, wenn über das 
Pensionsalter hinaus gearbeitet wird. Dabei hel-
fen Vermögensübersichten, Budgets, aber auch 
Fragestellungen «Reicht mein Geld im Alter?» etc. 
Bei all diesen Themen sind die Steuern ein wich-
tiger Planungspunkt, um zukünftige Einsparun-
gen bei den Ausgaben des Budgets zu planen 
und vorzunehmen.

Pensionierung von 
Privatpersonen und 
KMU-Inhabern (siehe 
Fachbeitrag in unse-
rem Infobulletin Nr. 53 
vom Januar 2019).

Steuerplanung für 
KMU-Unternehmer 
(siehe Fachbeitrag in 
unserem Infobulletin 
Nr. 43 vom Januar 
2014).

Vorkehrungen bei 
Ausfall von KMU- 
Inhaber und -Inha
berin (siehe Fachbei-
trag in unserem Info-
bulletin Nr. 52 vom  
August 2018).

Geschäftsnachfolge 
bei KMU (siehe Fach-
beitrag in unserem In-
fobulletin Nr. 42 vom 
August 2013).
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3.4.1 Allgemeines
Gesamtvermögensaufstellungen helfen, bei den 
Vermögensregelungen (und Vermögensum-
schichtungen) Klarheit zu verschaffen (wie viel soll 
in die Pensionskasse, in die Säule 3a einbezahlt 
werden?), natürlich verknüpft mit der Steuerfrage, 
wie viel Steuerersparnis dadurch bewirkt werden 
kann. Grundkenntnisse über die Thematik Grenz-
steuersätze, aber auch Kenntnisse über die Höhe 
der Vermögenssteuern helfen bei dieser Art von 
Steuerplanung bei Vermögensregelungen.

3.4.2 Einkäufe in die Pensionskasse
Für angehende Pensionierte sind Einzahlungen 
in die Pensionskasse besonders attraktiv. Von 
grösserem Interesse ist das für Personengruppen 
ab dem 50. Altersjahr und noch mehr für jene, 
die sich um das 60. Altersjahr bewegen. Auf den 
Pensionskassenausweisen kann entnommen 
werden, wie viel jährlich einbezahlt werden kann. 
Dies sollte vorzugsweise bis spätestens Mitte De-
zember jeden Jahres erfolgen. Über diese Ein-
zahlung folgt ein Beleg von der Pensionskasse 
und der gesamte Einzahlungsbetrag kann vom 
steuerbaren Einkommen abgezogen werden und 
die in der Pensionskasse angehäuften Beträge 
müssen auch nicht als Vermögenssteuer dekla-
riert werden. Werden beispielsweise CHF 
100 000.00 in die Pensionskasse einbezahlt bei 
einer Grenzsteuerbelastung von 35 Prozent (mehr 
dazu in nachstehender Ziffer 3.4.4), so kommt es 
zu einer erheblichen Steuereinsparung von CHF 
35 000.00. Vorzugsweise sollten diese Beträge 
also dann einbezahlt werden, wenn ein höheres 
steuerbares Einkommen vorhanden ist. Werden 
zum Beispiel in einem Jahr hohe Liegenschafts-
unterhaltskosten in Abzug gebracht und sinkt das 
steuerbare Einkommen auf eine fünfstellige Sum-
me, so ist natürlich eine Einzahlung von CHF 
100 000.00 nicht zu empfehlen. Also auch dies-
bezüglich muss die Steuerplanung spätestens im 
4. Quartal des aktuellen Jahres erfolgen.
Ein wichtiger Grundsatz bei Einkaufseinzahlungen 
ist allerdings zu beachten: Erfolgt ein Einkauf in-
nerhalb von 3 Jahren vor Erreichen des Pensions-
alters und wird dann eine Kapitalauszahlung (nicht 
eine Rente) vorgenommen, so wird die Abzugs-
berechtigung innerhalb von 3 Jahren vor der Pen-
sionierung verweigert, dies geht auf einen Bun-
desgerichtsentscheid vom März 2010 zurück. 

3.4	 STEUERPLANUNG BEI VERMÖGENSREGELUNGEN

Wird hingegen die Rente bezogen, so können 
abzugsberechtigte Einzahlungen in die Pensions-
kasse bis kurz vor Erreichen des Pensionsalters 
steuerwirksam erfolgen.

3.4.3 Einkäufe in die Säule 3a
Auch Personen, die noch weit weg vom Pensi-
onsalter sind, haben vielfach ein Säule-3a-Konto, 
die Einzahlungen in dieses Konto können vom 
steuerbaren Einkommen abgezogen werden und 
das angeäufnete Vermögen in diesen Kassen ist 
nicht vermögenssteuerpflichtig.
Die maximal jährliche Steuerabzugsberechtigung 
für Beiträge an anerkannte Vorsorgeformen be-
trägt im Jahr 2019:
•	 Bei Zugehörigkeit zu einer Vorsorgeeinrich-

tung (BVG): CHF 6826.00
•	 Ohne Zugehörigkeit zu einer Vorsorgeeinrich-

tung (BVG): CHF 34 128.00 (maximal) oder 20 
Prozent vom Erwerbseinkommen.

Abzugsberechtigte sind Erwerbstätige mit einem 
AHV-pflichtigen Einkommen in der Schweiz. Falls 
beide Ehepartner erwerbstätig sind, können bei-
de Einzahlungen tätigen. Gemäss unseren Erfah-
rungen häufen sich daher oft sechsstellige Gut-
haben in diesen Konti. Es lohnt sich auch, pro 
Person im Laufe der Jahre verschiedene Konti 
anzuäufnen, da beim Bezug respektive bei Auf-
lösung dieser Konti mit separater Besteuerung 
Steuern gespart werden können (siehe dazu 
nachstehend Ziffer 3.5.3, hinten). 
Die Grenzssteuerbelastung kann bei der Steuer-
planung auch wieder individuell berechnet werden.

3.4.4 Grenzsteuersatz
Für die Steuerplanung wichtig ist der Grenzsteu-
ersatz einer konkreten Person, das heisst, wo sie 
wohnt und wie hoch das steuerbare Einkommen 
ohne Einkäufe in die Säulen 2 und 3a sind. Der 
Grenzsteuersatz drückt aus, wie stark und mit 
wie vielen Prozenten zusätzliche Franken an Ein-
kommen besteuert werden bzw. welche Steuer
ersparnis in Franken erzielt werden kann durch 
die Reduzierung des steuerbaren Einkommens.
In der Tabelle 1 haben wir über alle Hauptsitzkan-
tone in der Schweiz die Grenzsteuerbelastungen 
bei verschiedenen Einkommen (CHF 50 000.00, 
100 000.00 und 200 000.00, ledig oder verheira-
tet mit 2 Kindern) aufgelistet. Nicht berücksichtigt 

Säule 3a im Lebens- 
und Ablebensfall (sie-
he Infos 2.3 aus der 
Treuhandpraxis in un-
serem Infobulletin Nr. 
44 vom August 2014).
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haben wir die Kirchensteuer, wir wollten in dieser 
Hinsicht neutral bleiben (reformiert oder katho-
lisch). Die konkret zu berechnende Kirchensteu-
er müsste dann natürlich noch dazugerechnet 
werden. Die Rangliste ergibt sich aus den Proz-
entzahlen der letzten Kolonne. Für eine ledige 
Person ist bei einem Einkommen von CHF 
200 000.00 zum Beispiel der Kanton Zug der 
günstigste, nähere Details können aus der Tabel-
le entnommen werden. Konkrete Gesamtsteuer-
berechnungen sind natürlich sehr zu empfehlen. 
Der Grenzsteuersatz bildet immerhin einen An-
haltspunkt, welche grobe Wirkung die Einzahlung 
hat. Eine Einzahlung von CHF 100 000.00 in die 

Pensionskasse hat natürlich bei einem tieferen 
Einkommen und im Kanton Zug oder Schwyz 
eine weniger grosse Auswirkung als bei hohen 
Einkommen zum Beispiel im Kanton Neuenburg. 
Dafür ist natürlich in diesen Kantonen auch die 
gesamte Steuerbelastung wesentlich höher (sie-
he dazu mehr in Ziffer 3.5.4).

3.4.5 Weitere Vermögensregelungen
Natürlich kann die Gesamtheit des Vermögens 
auch durch Liegenschaftskäufe verändert werden, 
in der Regel werden die Liegenschaften vermö-
gensmässig tiefer bewertet als der Kaufpreis. Auch 
bei Geschäftskäufen oder -verkäufen sind die je-

Rang Kanton Ort Einkommen, Betrag gerundet (1= ledig; 2= verheiratet mit 2 Kindern)

50 0001 50 0002 100 0001  100 0002 200 0001  200 0002

1 OW Sarnen 15.40% 12.80% 19.40% 17.80% 26.00% 25.80%

2 UR Altdorf 16.50% 13.80% 20.40% 18.80% 27.00% 26.80%

3 AI Appenzell 16.30% 11.30% 21.10% 18.70% 26.90% 27.50%

4 SZ Schwyz 16.30% 11.80% 21.60% 18.70% 28.00% 27.80%

5 ZG Zug 10.10% 5.50% 22.60% 12.50% 24.10% 29.00%

6 NW Stans 18.00% 15.30% 22.50% 19.90% 27.30% 29.20%

7 GL Glarus 17.90% 15.00% 24.20% 23.30% 43.20% 32.30%

8 TG Frauenfeld 20.90% 15.70% 26.20% 23.30% 34.10% 32.60%

9 AG Aarau 20.40% 12.50% 26.50% 22.80% 35.10% 32.90%

10 LU Luzern 19.90% 15.50% 23.90% 22.30% 33.20% 33.00%

11 GR Chur 22.00% 15.10% 26.70% 24.40% 34.30% 34.00%

12 AR Herisau 20.40% 14.10% 27.30% 25.00% 34.70% 34.50%

13 BS Basel 24.60% 22.00% 28.60% 27.00% 35.20% 35.00%

14 SH Schaffhausen 20.90% 12.90% 28.90% 22.90% 37.60% 35.00%

15 FR Fribourg 24.60% 16.30% 32.70% 26.10% 43.40% 35.00%

16 ZH Zürich 18.20% 13.40% 26.50% 22.70% 39.70% 35.30%

17 SG St. Gallen 23.10% 15.40% 30.70% 25.50% 37.30% 37.10%

18 SO Solothurn 23.00% 17.10% 31.20% 26.40% 37.80% 37.60%

19 VS Sitten 22.90% 13.20% 36.10% 24.20% 38.50% 38.30%

20 VD Lausanne 23.70% 15.40% 34.60% 24.20% 45.90% 39.60%

21 BE Bern 23.10% 17.50% 32.40% 27.30% 41.50% 39.90%

22 TI Bellinzona 23.00% 15.40% 31.10% 29.80% 38.90% 40.00%

23 GE Genf 29.10% 17.60% 33.90% 31.40% 43.20% 40.30%

24 BL Liestal 25.70% 0.00% 34.60% 28.10% 42.80% 41.00%

25 JU Delsberg 27.00% 20.50% 34.20% 28.70% 42.00% 41.30%

26 NE Neuenburg 27.30% 23.90% 34.90% 31.40% 44.50% 42.60%

Tabelle 1: Rangliste Grenzsteuersätze (Stand 2019) 
Quelle: TaxWare 2019, Rangliste nach verh., 200 000.00, Staats-und Bundessteuern, konfessionslos
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weiligen Vermögenssteuerwerte vielfach anders 
als der Kaufpreis. Diese speziellen Themenberei-
che bilden aber nicht den Schwerpunkt unseres 
Fachbeitrags. Ebenso auch nicht Schenkungsver-
einbarungen. Werden von vermögenden Perso-
nen Schenkungen getätigt (insbesondere an die 
Kinder, schenkungssteuerfrei), so reduziert dies in 
der Regel die Vermögenssteuer. 

3.4.6 Vermögenssteuer
Die Vermögenssteuer fällt bei der Bundessteuer 
nicht an, hingegen bei den Kantonen und dies 
auch in sehr unterschiedlicher Höhe. Auch hier 
ist, genauso wie bei der Einkommenssteuer, der 

Tarif progressiv ausgestaltet. Natürlich gewinnt 
die Vermögenssteuer im Zeitpunkt der Pensio-
nierung an Bedeutung, vor allem dann, wenn 
das Pensionskassenguthaben als Kapital aus-
bezahlt wird und zusätzlich auch noch Guthaben 
aus den bisher nicht vermögenssteuerpflichtigen 
3.-Säulen-Konti ausgerichtet werden.
Die Tabelle 2 vermittelt einen Überblick über die 
Vermögenssteuern in der Schweiz. Die Rangliste 
richtet sich wiederum nach Kolonne 6 (CHF 2 Mil-
lionen, verheiratet mit 2 Kindern, konfessionslos). 
Die Rangliste sieht bei anderen Vermögensver-
hältnissen dann wieder ganz anders aus und eine 
eher minimale Kirchensteuer ist dazuzurechnen.

Tabelle 2: Rangliste Vermögenssteuern (Stand 2019)
Quelle: TaxWare 2019, Rangliste nach verh., 2 Mio., Staatssteuern, konfessionslos

Rang Kanton Ort Einkommen (1= ledig; 2= verheiratet mit 2 Kindern)

500 0001 500 0002 1 Mio.1 1 Mio.2 2 Mio.1 2 Mio.2

1 NW Stans 689.00 689.00 1 328.00 1 328.00 2 605.00 2 605.00

2 OW Sarnen 711.00 711.00 1 422.00 1 422.00 2 844.00 2 844.00

3 UR Altdorf 1 045.00 1 045.00 2 020.00 2 020.00 3 970.00 3 970.00

4 SO Solothurn 1 120.00 1 170.00 2 190.00 2 240.00 4 330.00 4 380.00

5 SZ Schwyz 1 140.00 1 140.00 2 280.00 2 280.00 4 560.00 4 560.00

6 ZG Zug 691.00 691.00 2 051.00 2 051.00 4 771.00 4 771.00

7 AI Appenzell 1 208.00 1 208.00 2 415.00 2 415.00 4 830.00 4 830.00

8 LU Luzern 1 344.00 1 344.00 2 638.00 2 638.00 5 225.00 5 225.00

9 TG Frauenfeld 1 436.00 1 436.00 2 871.00 2 871.00 5 742.00 5 742.00

10 ZH Zürich 696.00 552.00 2 126.00 1 899.00 6 165.00 5 856.00

11 GR Chur 1 479.00 1 479.00 3 196.00 3 196.00 6 392.00 6 392.00

12 GL Glarus 1 763.00 1 763.00 3 525.00 3 525.00 7 050.00 7 050.00

13 AG Aarau 1 441.00 1 441.00 3 342.00 3 342.00 7 687.00 7 687.00

14 AR Herisau 1 943.00 1 943.00 3 978.00 3 978.00 8 048.00 8 048.00

15 SG St. Gallen 2 176.00 2 176.00 4 352.00 4 352.00 8 704.00 8 704.00

16 SH Schaffhausen 1 684.00 1 684.00 4 729.00 4 729.00 9 398.00 9 398.00

17 JU Delsberg 1 732.00 1 732.00 4 138.00 4 138.00 9 562.00 9 562.00

18 BE Bern 1 645.00 1 645.00 4 142.00 4 142.00 9 975.00 9 975.00

19 TI Bellinzona 1 776.00 1 796.00 4 478.00 4 498.00 10 558.00 10 578.00

20 FR Fribourg 2 361.00 2 361.00 5 811.00 5 811.00 11 986.00 11 986.00

21 VS Sitten 2 310.00 2 310.00 5 250.00 5 250.00 12 600.00 12 600.00

22 NE Neuenburg 3 420.00 2 591.00 6 840.00 6 840.00 13 680.00 13 680.00

23 BS Basel 2 800.00 2 470.00 6 725.00 5 820.00 15 725.00 14 360.00

24 VD Lausanne 2 616.00 2 616.00 6 479.00 6 479.00 14 394.00 14 394.00

25 BL Liestal 2 970.00 2 970.00 7 590.00 7 590.00 15 180.00 15 180.00

26 GE Genf 2 546.00 2 546.00 6 137.00 6 137.00 15 192.00 15 192.00
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3.5.1 Einleitung
Im Idealfall beginnt die Planung im Hinblick auf 
die Pensionierung 10 Jahre vor dem Pensionie-
rungsdatum. So besteht genügend Zeit, bei aus-
reichend vorhandener Liquidität die verschiede-
nen Vorsorgetöpfe zu füllen (Pensionskasse, 
eventuell normaler Plan und Kaderplan), Säule- 
3a-Konti, als Faustregel 3 verschiedene Konti. 
Sämtliche Einzahlungen können voll vom Ein-
kommen abgezogen werden und wenn der Be-
zug der Kapitalien in verschiedenen Steuerjahren 
erfolgt, kann nochmals Geld eingespart werden. 
Wird weitergearbeitet, so kann man die AHV nor-
malerweise bis zum 70. Altersjahr hinausschie-
ben (sie wird dann nicht am höchsten Grenzsteu-
ersatz besteuert). Gleiches kann man auch nach 
Abklärung bei der konkreten Pensionskasse ma-
chen (in der Regel gewähren die Pensionskassen 
auch einen Aufschub der Pensionierung bis zum 
70. Altersjahr für Männer und 69. Altersjahr für 
Frauen).

3.5.2 �Besteuerung der Kapitalauszahlungen
Guthaben der 2. Säule und der Säule 3a werden 
bei der Auszahlung einmalig als Einkommen be-
steuert, allerdings separat vom übrigen Einkom-
men und zu einem niedrigeren Steuersatz. Die 
kantonalen Steuerunterschiede sind enorm und 
es gab in unserer Beratungspraxis auch einige 
Male den Diskussionspunkt, ob man nicht im 
Hinblick auf die Kapitalauszahlung den Wohnsitz 
verlegen sollte. Eine solche Verlegung muss aber 
nachhaltig sein, nur eine kurzfristige Wohnsitz-
verlegung für den Bezug des Kapitals wird in der 
Regel vom Steueramt nicht akzeptiert.
In Tabelle 3 sind wieder verschiedene Berech-
nungsbeispiele bei der einmaligen Besteuerung 
der Pensionskassenguthaben und des 3.-Säule-
Bezugs aufgelistet, auch wieder ohne Kirchen-
steuer. Der Kanton Zürich ist steuerlich sehr teu-
er im Vergleich zu anderen Kantonen. Natürlich 
verfügen wir über konkrete gesamtschweizeri-
sche Berechnungsmodule, um die Steuerberech-

3.5	 STEUERPLANUNG BEI PENSIONIERUNG  
(VORSORGEREGELUNGEN)
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nungen ganz konkret auf Ihren Wohnsitz, Zivil-
stand und Ihre Kirchenzugehörigkeit zu berechnen.

3.5.3 Gestaffelte Bezüge
	Die häufig verwendete und legale Steueroptimie-
rung liegt darin, dass Guthaben aus den Säulen 
2 und 3a gestaffelt bezogen werden können (das 
heisst nicht im gleichen Steuerjahr, auch unter 
Einbezug der Ehegattin bei verheirateten Steu-
erpflichtigen). Man kann so die Progression bre-
chen und Planungen zu diesem Thema lohnen 
sich auf jeden Fall, auch wenn nie ganz sicher 
ist, wie der Fall vom Steueramt in naher Zukunft 
betreffend gestaffelter Bezüge beurteilt wird (Pra-

xisverschlechterungen sind auch bei dieser The-
matik jederzeit möglich). Guthaben aus den Säu-
len 3a kann man leicht gestaffelt beziehen, vor 
allem wenn sich verschiedene Guthaben ange-
äufnet haben. Das Sparpotenzial bei der Pensi-
onskasse muss im Einzelfall abgeklärt werden. 
Wer zum Beispiel mit 63 Jahren sein Pensum auf 
50 Prozent reduziert, kann bei vielen Pensions-
kassen dann schon die Hälfte seines Guthabens 
auszahlen lassen und den Rest später.
	Bei gemeinsam steuerpflichtigen Ehegatten sind 
die Möglichkeiten der gestaffelten Bezüge natür-
lich noch grösser. Wichtig ist auch zu wissen, 
dass Guthaben aus der Säule 3a schon 5 Jahre 

Tabelle 3: Rangliste Steuern Pensionskassen und 3.-Säule-Bezug (Stand 2019) 
Quelle: TaxWare 2019, Rangliste nach verh., 2 Mio., Staats- und Bundessteuern, konfessionslos

Rang Kanton Ort Einkommen (1= ledig; 2= verheiratet mit 2 Kindern)

500 0001 500 0002 1 Mio.1 1 Mio.2 2 Mio.1 2 Mio.2

1 AI Appenzell 26 732.00 26 412.00 55 200.00 55 200.00 110 400.00 110 400.00

2 UR Altdorf 29 157.00 28 837.00 60 050.00 60 050.00 120 100.00 120 100.00

3 SH Schaffhausen 30 729.00 30 409.00 63 194.00 63 194.00 126 388.00 126 388.00

4 ZG Zug 30 019.00 29 903.00 64 147.00 64 351.00 130 667.00 130 871.00

5 GL Glarus 34 132.00 33 812.00 70 000.00 70 000.00 140 000.00 140 000.00

6 GR Chur 46 386.00 24 412.00 98 200.00 71 880.00 196 400.00 143 760.00

7 OW Sarnen 36 228.00 35 908.00 74 192.00 74 192.00 148 384.00 148 384.00

8 SG St. Gallen 38 792.00 35 912.00 79 320.00 74 200.00 158 640.00 148 400.00

9 TG Frauenfeld 41 952.00 36 412.00 85 640.00 75 200.00 171 280.00 150 400.00

10 SO Solothurn 38 720.00 37 924.00 79 175.00 79 175.00 158 350.00 158 350.00

11 NW Stans 38 737.00 38 417.00 79 210.00 79 210.00 158 420.00 158 420.00

12 JU Delsberg 48 518.00 39 694.00 101 261.00 83 257.00 205 011.00 168 007.00

13 GE Genf 39 396.00 35 881.00 85 053.00 80 527.00 175 043.00 170 106.00

14 LU Luzern 41 700.00 40 560.00 87 418.00 86 598.00 177 100.00 174 800.00

15 AG Aarau 41 727.00 38 526.00 88 579.00 85188.00 180 549.00 177 158.00

16 NE Neuenburg 43 694.00 43 221.00 89 312.00 89 158.00 178 812.00 178 658.00

17 AR Herisau 50 099.00 39 912.00 111 799.00 89 600.00 233 463.00 186 600.00

18 BL Liestal 33 732.00 33 412.00 95 600.00 95 600.00 194 500.00 194 500.00

19 BS Basel 47 382.00 47 062.00 99 750.00 99 750.00 202 750.00 202 750.00

20 VS Sitten 46 291.00 45 258.00 103 000.00 101 400.00 206 000.00 202 800.00

21 BE Bern 42 486.00 38 619.00 98 124.00 93 032.00 212 135.00 206 315.00

22 SZ Schwyz 47 754.00 35 420.00 118 000.00 99 136.00 236 000.00 236 000.00

23 FR Fribourg 57 122.00 56 257.00 123 970.00 123 425.00 255 930.00 255 385.00

24 VD Lausanne 63 490.00 57 196.00 136 179.00 130 207.00 279 820.00 273 850.00

25 TI Bellinzona 37 014.00 29 612.00 144 106.00 82 110.00 399 398.00 315 517.00

26 ZH Zürich 56 338.00 41 410.00 160 882.00 130 003.00 417 774.00 351 812.00
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vor Erreichen des Pensionsalters getätigt werden 
können. Wird als Mann bis zum 70. Altersjahr 
gearbeitet, können bis zu diesem Zeitpunkt Zah-
lungen getätigt werden und zu verschiedenen 
Zeitpunkten Bezüge vorgenommen werden.
Detaillierte Abklärungen bei der Pensionskasse, 
aber auch ganz konkrete, auf die Person abge-
stimmte Steuerberechnungen können wir jeder-
zeit gerne für unsere Kunden vornehmen. 

3.5.4 Besteuerung der Renten
Renten (AHV, Pensionskasse) sind zu 100 Pro-
zent als Einkommen steuerbar und es kommt 
natürlich einerseits darauf an, in welchem Kanton 

eine steuerpflichtige Person wohnt, und ande-
rerseits natürlich auch, wie sich das gesamte Ein-
kommen unter Einbezug von Erwerbs- und Wert-
schrifteneinkommen, Liegenschaftserträgen etc. 
zusammensetzt. In der Tabelle 4 haben wir eben-
falls eine Rangliste für die Einkommenssteuern 
in der Schweiz mit drei verschiedenen Einkom-
men, ohne Kichensteuer erstellt – wiederum auf-
grund der Kolonne 6. In Zug kämen bei Kolonne 
6 (total CHF 30 845.00) noch CHF 1243.00 Kir-
chensteuer (für Reformierte) dazu, in Zürich wä-
ren es CHF 1396.00, in Schwyz CHF 1877.00. 
Die höchste Kirchensteuer bei Kolonne 6 hat 
Genf mit CHF 3729.00. Nicht ganz überraschend 

Tabelle 4: Rangliste Einkommenssteuern, pro Kantonshauptort (Stand 2019)
Quelle: TaxWare 2019, Rangliste nach verh., 200 000.00, Staats- und Bundessteuern, konfessionslos

Rang Kanton Ort Einkommen (1= ledig; 2= verheiratet mit 2 Kindern)

50 0001 50 0002 100 0001 100 0002 200 0001 200 0002

1 ZG Zug 3 206.00 2 014.00 12 267.00 6 988.00 35 322.00 30 845.00

2 AI Appenzell 5 146.00 2 898.00 14 627.00 10 868.00 39 322.00 35 566.00

3 SZ Schwyz 5 716.00 4 188.00 15 505.00 12 174.00 41 013.00 37 539.00

4 OW Sarnen 6 844.00 6 399.00 15 672.00 14 264.00 39 158.00 37 656.00

5 NW Stans 5 440.00 2 900.00 15 656.00 11 809.00 41 717.00 38 039.00

6 UR Altdorf 7 438.00 6 993.00 16 789.00 15 381.00 41 322.00 39 820.00

7 AG Aarau 5 651.00 2 863.00 17 700.00 11 878.00 49 611.00 41 711.00

8 GL Glarus 5 733.00 3 872.00 16 974.00 13 451.00 47 343.00 42 140.00

9 TG Frauenfeld 6 281.00 3 059.00 18 106.00 13 138.00 49 021.00 42 524.00

10 ZH Zürich 5 040.00 3 158.00 16 686.00 12 214.00 50 763.00 42 689.00

11 LU Luzern 6 374.00 3 935.00 17 428.00 13 270.00 46 785.00 42 823.00

12 GR Chur 5 906.00 2 443.00 18 265.00 12 809.00 49 981.00 43 355.00

13 SH Schaffhausen 6 106.00 3 645.00 19 164.00 13 077.00 53 379.00 45 183.00

14 AR Herisau 6 587.00 4 033.00 18 932.00 14 638.00 50 932.00 46 100.00

15 BL Liestal 6 490.00 0.00 21 853.00 11 082.00 61 560.00 47 544.00

16 VD Lausanne 8 536.00 5 352.00 23 569.00 15 875.00 65 037.00 48 537.00

17 SG St. Gallen 7 152.00 3 891.00 21 178.00 14 880.00 55 930.00 48 668.00

18 SO Solothurn 7 407.00 4 431.00 20 900.00 15 769.00 56 198.00 48 775.00

19 VS Sitten 6 300.00 3 206.00 21 164.00 12 754.00 60 769.00 49 307.00

20 TI Bellinzona 6 460.00 2 929.00 20 462.00 14 812.00 56 711.00 50 759.00

21 FR Fribourg 7 892.00 4 831.00 22 532.00 16 361.00 62 372.00 51 376.00

22 JU Delsberg 7 850.00 5 225.00 22 889.00 17 405.00 61 263.00 52 111.00

23 GE Genf 7 450.00 2 263.00 23 333.00 15 451.00 62 524.00 52 953.00

24 BE Bern 9 523.00 7 596.00 23 768.00 19 243.00 61 654.00 55 332.00

25 BS Basel 11 445.00 11 000.00 24 874.00 23 466.00 57 562.00 56 060.00

26 NE Neuenburg 8 900.00 5 127.00 24 833.00 18 771.00 66 010.00 56 853.00
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Pensionierung von 
Privatpersonen und 
KUM-Inhabern (siehe 
Fachbeitrag in unse-
rem Infobulletin Nr. 53 
vom Januar 2019, Sei-
ten 21 und 22).

sind Zug und Schwyz (etwas überraschend Ap-
penzell) im vorderen Bereich, währenddem Bern, 
Basel und Neuenburg ganz hinten stehen.

3.5.5 Steuervergleich Rente/Kapital
Der Entscheid, ob das Guthaben bei der Pensi-
onskasse als Rente oder als Kapital bezogen 
werden soll, hat ganz viele verschiedene Kriteri-
en, wir haben darüber in unserem letzten Info-
bulletin detailliert berichtet.

Denkbar ist natürlich auch ein gemischter Bezug. 
Vielfach entscheiden persönliche Einstellungen 
über die Wahl (Rente ist für das «Wohlbefinden», 
keine Verantwortung für Kapitalanlagen, ohne 
Anlagerisiko und Lebenserwartungsrechnung für 
Kapitalverzehr). Der Kapitalbezug ist für die «Ren-
dite», Kapital flexibel als Vermögensanlage ein-
setzbar (mit Gewinn- und Verlustrisiko), bei Fest-
legung der Anlagestrategie. Fokussiert man nun 
die Steuerersparnis, so haben wir generell fest-
gestellt, dass der Kapitalbezug in der Regel nach 
5 bis 10 Jahren günstiger ist, da dieser nur ein-
malig besteuert wird und die Rente jährlich. Kon-
krete Berechnungen je nach Wohnsitz, Zivilstand 
und Einkommenshöhe sind im Rahmen der Bud-
getplanung aber erforderlich. Auch die höhere 
Vermögenssteuer muss beim Kapitalbezug mit-
einbezogen werden (siehe Tabelle 2, vorne). Al-
lerdings tragen aktuelle Börsenanlagen, schlech-
te Verzinsungen und das Gefühl, vom Ersparten 
leben zu müssen, nicht zur Beruhigung bei. Letzt-
lich muss jeder unter Abwägung aller Aspekte, 
auch den persönlichen, entscheiden, welche 
Form (Rente oder Kapital) er wählt. 

3.5.6 Weiterarbeiten nach der  
Pensionierung

Über diese Thematik haben wir im letzten Info-
bulletin Nr. 53 mit verschiedenen Varianten und 
Berechnungsmodellen berichtet. Die Besteue-
rung der Löhne und Renten erhöhen die Steuer-
last der Einkommenssteuer erheblich und es gibt 
Möglichkeiten, diese hohe Steuer etwas zu ent-
lasten. Nach heutiger Gesetzgebung bestehen 
grob zusammengefasst folgende Möglichkeiten, 
um die Steuerprogression zu reduzieren:
•	 AHV-Rente aufschieben: Frauen können bis 

zum 69., Männer bis zum 70. Altersjahr auf-
schieben. Bei einem Aufschub bis zum 70. 
Altersjahr erhöht sich die berechnete Alters-
rente um 31,5 Prozent. Man kann die Rente 

aber auch früher beziehen (zum Beispiel nach 
2 Jahren, mit weniger hohem Zuschlag).

•	 Pensionskasse aufschieben: In der Regel 
kann auch die Pensionskasse bis zum 70. Al-
tersjahr weitergeführt werden, es ist aber im-
mer erforderlich, mit der ganz konkreten Pen-
sionskasse Kontakt aufzunehmen, um zu 
prüfen, ob dies möglich ist.

•	 Einzahlungen in die Säule 3a: Auch diese 
Einzahlungen sind bei Frauen bis zum 69. und 
bei Männern bis zum 70. Altersjahr möglich, 
über die Maximalgrenzen haben wir in vorste-
hender Ziffer 3.4.3 berichtet. Bezieht man wei-
terhin einen Lohn, so besteht für die Bezah-
lung der AHV-Beiträge ab Erreichen des 
Pensionsalters ein jährlicher Freibetrag von 
CHF 16 800.00. Werden verschiedene Tätig-
keiten ausgeübt und dafür separat entlöhnt, 
kann der Freibetrag für jede Tätigkeit geltend 
gemacht werden.

•	 Dividendenbesteuerung: Im Rahmen der 
Pensionsplanung für KMU-Inhaber besteht die 
Steuerplanung oftmals darin, einerseits mög-
lichst viel Dividende aus der eigenen Firma zu 
beziehen (soweit vom Eigenkapital her mög-
lich) und andererseits mit diesen Bezügen hö-
here Einkaufsbeiträge zu leisten, dies ist ein 
geschickter Schachzug, um legal Steuern zu 
sparen, und hat zudem noch den Vorteil, dass 
bei der privaten Steuerrechnung grössere Ver-
rechnungssteuern gutgeschrieben werden (bei 
einem Dividendenbezug von CHF 100 000.00 
werden ein Jahr später der eigenen privaten 
Steuererechnung CHF 35 000.00 Verrech-
nungssteuern abgezogen von der ordentlichen 
Besteuerung). Dies gibt in den Jahren vor und 
während der Pensionierung eine erhebliche 
Entlastung bei den direkten Steuern, dieses 
Geld kann wiederum für höhere Einkaufsbei-
träge verwendet werden.
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3.6.1 Einleitung
Soweit Nachlassregelungen oder Schenkungen 
zu Lebzeiten geplant werden, darf eine mögliche 
Erbschafts- und Schenkungssteuer nicht unter-
schätzt werden. Zu dieser Thematik haben wir 
in einem früheren Infobulletin mit dem Fachbei-
trag Erbschafts- und Schenkungssteuern detail-
liert berichtet. Ebenso können die zivilrechtlichen 
Grundlagen für Erbschaften und Schenkungen 
in früheren Infobulletins nachgelesen werden.

3.6.2 Erbschaftssteuer
Eine Erbschaftssteuer wird erhoben für alle Ver-
mögensübergänge (Erbanfälle und Zuwendun-
gen) kraft gesetzlichem Erbrecht oder aufgrund 
einer Verfügung von Todes wegen. Jeder Kanton 
hat sein eigenes Erbschafts- und Steuergesetz 
und es gibt daher auch enorme kantonale Unter-
schiede. Die Erbschaftssteuerpflicht knüpft aus 
diesem Grund an den letzten Wohnsitz des Erb-
lassers an.

3.6	 STEUERPLANUNG BEI LETZTWILLIGEN VERFÜGUNGEN 
(NACHFOLGEREGELUNGEN)

Kanton Eltern Geschwister Nichten/Neffen

500 000 1 Mio. 2 Mio. 500 000 1 Mio. 2 Mio. 500 000 1 Mio. 2 Mio.

AG 0 0 0 73 800 182 000 412 000 109 200 262 400 582 400

AI 19 200 39 200 79 200 29 700 59 700 119 700. 44 550 89 550 179 550

AR 0 0 0.00 108 900 218 900 438 900 158 400 318 400 638 400

BE 41 970 113 361 263 361 41 970 113 361 263 361 76 945 207 829 482 829

BL 0 0 0 70 500 145 500 295 500 108 000 220 500 445 500

BS 34 860 79 840 179 820 52 290 119 760 269 730 69 720 159 680 359 640

FR 0 0 0 44 179 88 804 178 054 69 424 139 549 279 799

GE 0 0 0 107 919 223 419 454 419 128 898 265 398 538 398

GL 25 875 54 625 112 125 45 080 91 080 183 080 78 890 159 390 320 390

GR 39 700 89 700 189 700 73 905 148 905 298 905 73 905 148 905 298 905

JU 35 000 70 000 140 000 70 000 140 000 280 000 105 000 210 000 420 000

LU 57 000 120 000 240 000 57 000 120 000 240 000 57 000 120 000 240 000

NE 13 500 28 500 58 500 75 000 150 000 300 000 90 000 180 000 360 000

NW 0 0 0 24 000 49 000 99 000 24 000 49 000 99 000

OW 0 0 0 0 0 0 0 0 0

SG 47 500 97 500 197 500 98 000 198 000 398 000 147 000 297 000 597 000

SH 33 500 77 600 157 600 70 600 158 400 318 400 105 900 237 600 477 600

SO 4 000 9 000 24 000 54 000 109 000 224 000 116 500 234 000 474 000

SZ 0 0 0 0 0 0 0 0 0

TG 32 640 68 600 138 600 70 000 140 000 280 000 105 000 210 000 420 000

TI 0 0 0 59 918 145 458 310 000 77 893 185 000 370 000

UR 0 0 0 38 800 78 800 158 800 58 200 118 200 238 200

VD 62 890 148 680 300 000 125 000 250 000 500 000 165 000 330 000 660 000

VS 0 0 0 50 000 100 000 200 000 50 000 100 000 200 000

ZG 0 0 0 28 360 67 360 147 360 42 540 101 040 221 040

ZH 12 000 41 400 108 000 67 500 161 850 357 300 117 000 275 000 600 000

Tabelle 5: Erbschaftssteuern im Vergleich
(Stand 2019, Quelle TaxWare, unter Berücksichtigung der kantonal unterschiedlichen Freibeträge)

Erbschafts- und 
Schenkungssteuer 
(siehe Fachbeitrag in 
unserem Infobulletin 
Nr. 40 vom August 
2012).

Rechtliches bei pri-
vaten Beziehungen 
(siehe Fachbeitrag in 
unserem Infobulletin 
Nr. 44 vom August 
2014).

Nachlassabwicklung 
im Kanton Zürich 
(siehe Fachbeitrag in 
unserem Infobulletin 
Nr. 49 vom Januar 
2017).
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Im Kanton Zürich werden im Ablebensfall in der 
Regel folgende, auszufüllende Dokumente ein-
gereicht:
– Steuererklärung per Todestag
– Inventarbogen für die amtliche Inventarisation
– Tresoröffnungsprotokoll

3.6.3 Schenkungssteuer
Auch die Schenkungssteuer knüpft an den zivil-
rechtlichen Begriff der Schenkung an und an den 
letzten Wohnsitz des Schenkgebers, es geht um 
Zuwendungen unter Lebenden, mit denen der 
Empfänger aus dem Vermögen eines anderen oh-

Kanton Konkubinat Stiefkinder Nichtverwandte

500 000 1 Mio. 2 Mio. 500 000 1 Mio. 2 Mio. 500 000 1 Mio. 2 Mio.

AG 32 900 75 600 165 600 0 0 0 109 200 262 400 582 400

AI 99 000 199 000 399 000 2 000 7 000 17 000 99 000 199 000 399 000

AR 58 800 118 800 238 800 0 0 0 158 400 318 400 638 400

BE 41 970 113 361 263 361 0 0 0 111 920 302 296 702 296

BL 70 500 145 500 295 500 33 750 71 250 146 250 147 000 297 000 597 000

BS 52 290 119 760 269 730 52 290 119 760 269 730 156 870 359 280 809 190

FR 69 424 139 549 279 799 65 216 131 091 262 841 185 130 372 130 746 130

GE 268 296 541 296 1 087 296 43 100 103 100 223 100 268 296 541 296 1 087 296

GL 45 080 91 080 183 080 41 400 124 200 262 200 112 700 227 700 457 700

GR 0 0 0 0 0 0 147 810 297 810 597 810

JU 70 000 140 000 280 000 35 000 70 000 140 000 175 000 350 000 700 000

LU 0 0 0 9 500 20 000 40 000 190 000 400 000 800 000

NE 100 000 200 000 400 000 75 000 150 000 300 000 225 000 450 000 900 000

NW 0 0 0 0 0 0 72 000 147 000 297 000

OW 0 0 0 0 0 0 0 0 0

SG 147 000 297 000 597 000 0 0 0 147 000 297 000 597 000

SH 176 500 396 000 796 000 0 0 0 176 500 396 000 796 000

SO 154 000 309 000 624 000 29 000 59 000 124 000 154 000 309 000 624 000

SZ 0 0 0 0 0 0 0 0 0

TG 140 000 280 000 560 000 0 0 0 140 000 280 000 560 000

TI 179 753 410 000 820 000 59 918 145 458 310 000 179 752 410 000 820 000

UR 0 0 0 0 0 0 116 400 236 400 476 400

VD 250 000 500 000 1 000 000 62 890 148 680 300 000 250 000 500 000 1 000 000

VS 125 000 250 000 500 000 125 000 250 000 500 000 125 000 250 000 500 000

ZG 0 0 0 0 0 0 70 900 168 400 368 400

ZH 122 400 309 000 702 000 45 000 107 900 238 200 140 400 330 000 720 000

Die Steuer in Graubünden kann je nach Gemeinde unterschiedlich ausfallen. Die angegebenen Steuerbeträge gelten für den Kantonshauptort. In BS, GR, LU sind die 
Schenkungssteuerbeträge unwesentlich höher. Die aufgeführten Beiträge bei Konkubinat gelten in den meisten Kantonen nur dann, wenn das Konkubinat seit mindestens 
5 Jahren besteht. Sonst gilt der Tarif für Nichtverwandte.

KANTON KINDER

500 000 1 Mio. 2 Mio.

AI 2 000 7 000 17 000

LU 9 500 20 000 40 000

NE 13 500 28 500 58 500

SO 4 000 9 000 24 000

VD 28 590 67 580 140 000

Zusatz: Erbschaftssteuern Kinder
Ausnahme: Folgende Kantone erheben  
eine Erbschaftssteuer für Kinder.
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ne entsprechende Gegenleistung bereichert wird.
Personen, die eine steuerbare Schenkung erhal-
ten haben, sind verpflichtet, innert 3 Monaten 
nach Vollzug der Schenkung unaufgefordert ei-
ne Steuererklärung einzureichen.

3.6.4 Steuerbemessung
In allen Kantonen sind Ehegatten des Erblassers 
von der Erbschafts- und Schenkungssteuer be-
freit, das gilt auch für eingetragene Partner. In 
fast allen Kantonen sind Kinder von der Steuer 
befreit (siehe kleine Tabelle auf Seite 27). In we-
nigen Kantonen zahlen Kinder eher geringe Steu-
ern für unentgeltliche Vermögensübertragungen 
von den Eltern. Die grossen Tabellen auf den 
vorherigen Seiten 26 und 27 zeigen die sehr 
unterschiedlichen Steuerbemessungen, unent
geltliche Übertragungen infolge Ablebens (Erb-
schaftssteuer) oder infolge Schenkung zu Leb
zeiten (Schenkungssteuer) haben innerhalb 
des gleichen Kantons in der Regel die gleichen 
Steuersätze zur Folge. Es gibt aber in einzelnen 
Kantonen andere Steuerbeträge für Schenkungen 
(die wir tabellarisch nicht erfasst haben). Das Ver-
wandtschaftsverhältnis ist eine entscheidende 
Grundlage für die Erhebung der Erbschafts- und 
Schenkungssteuer.
Die Steuer wird in der Regel vom Verkehrswert 
des übergegangenen Vermögens im Zeitpunkt der 
Entstehung des Steueranspruches berechnet.

3.6.5 Zusammenhang zwischen letztwilli-
ger Verfügung und Erbschaftssteuer

Eine letztwillige Verfügung (handschriftliches Tes-
tament, öffentlich beurkundetes Testament oder 
Erbvertrag) hat eine unmittelbare Folge auf die 
Erbschaftssteuer, weshalb für die Steuerplanung 
die Spielräume auch entsprechend gross sind 
(siehe mehr dazu in nachstehender Ziffer 3.7.). 
Fehlen rechtsgültige letztwillige Verfügungen, so 
wird beispielsweise die Erbschaftssteuer auf-
grund des Gesetzes erhoben. Folgendes Beispiel 
dient zur Verdeutlichung: Wenn ein Erblasser als 
einzige gesetzliche Erbin seine Ehefrau und sei-
ne Schwester hinterlässt, so bekommt gemäss 
Gesetz die Ehefrau nach Erbrecht ¾ des gesam-
ten Nachlassvermögens, die Schwester ¼. Oh-
ne letztwillige Verfügung wird auf dieser Basis die 
Erbschaftssteuer für die Schwester berechnet. 
Verzichtet dann die Schwester auf ihren Anteil 
zugunsten der überlebenden Ehegattin, so er-
folgt dann nochmals eine zweite Steuer (Schen-
kungssteuer unter Nichtverwandten), was zu bö-
sen Überraschungen führen kann. Mit dem 
Verfassen eines einfachen, handschriftlichen Tes-
taments (mit Ort, Datum und Unterschrift verse-
hen) kann man seine Ehegattin als Alleinerbin 
einsetzen und so jegliche Erbschaftssteuer ver-
hindern. Steuerplanung ist daher ein sehr wich-
tiger Bestandteil beim Verfassen von letztwilligen 
Verfügungen.

3.7.1 Allgemeines
Dass in jeder Planungsphase die Steuerbelas-
tungen eine erhebliche Rolle spielen, soll dieser 
Fachbeitrag aufzeigen. In den privaten jährlichen 
Ausgaben gehören die Steuern nebst dem Woh-
nen in der Regel zu den höchsten Ausgaben und 
in jeder Planungsphase sind Massnahmen zur 
legalen Steuereinsparung natürlich sehr zu emp-
fehlen. Jeder Kunde ist individuell, hat seine kon-
kreten und eigenen Familienverhältnisse, seinen 
Wohnsitz und seine speziellen finanziellen Ver-
hältnisse. Dies bedeutet, dass Steuerplanung im 
Rahmen von VVN immer höchstpersönlich und 
individuell zu beraten und zu berechnen ist. 
Nachfolgend geben wir einige allgemeine Hin-
weise.

3.7.2 Steuerliche Wohnsitzplanung
Angesichts der grossen kantonalen Unterschie-
de würde sich der Umzug in einen steuergüns-
tigen Kanton anbieten, wir verweisen auf unsere 
5 Tabellen und es kommt natürlich auch auf die 
konkrete Steuerart an (Einkommen, Vermögen, 
Sondersteuer für Kapitalauszahlungen, Erb-
schaftssteuer etc.). Dabei ist allerdings zu be-
achten, dass das Steueramt vermehrt prüft, ob 
ein wirklicher Umzug in einen anderen Kanton 
auch stattgefunden hat. Wer hingegen aus an-
deren Gründen über einen Umzug nachdenkt, 
kann sich zusätzlich überlegen, ob bei seinen 
konkreten Vermögens- und Familienverhältnisse 
auch steuerliche Gründe ein massgebendes Ge-
wicht haben.

3.7	 GESAMTE STEUERPLANUNGSBETRACHTUNG

Erbschaftssteuer 
und letztwillige Ver-
fügung (siehe Infos 
2.2. aus der Treuhand-
praxis in unserem Info-
bulletin Nr. 49 vom  
Januar 2017).
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3.7.3 Getrennte Besteuerung
Gemäss Scheidungsstatistiken ist es immer häu-
figer, dass sich Paare scheiden lassen, dies führt 
dann natürlich wieder zu einer getrennten Be-
steuerung und Reduzierung der Progression. Ei-
ne getrennte Besteuerung kann aber bereits bei 
der faktischen Trennung (ohne Ehescheidung) 
erwirkt werden, es gibt auch immer mehr Paare, 
die verheiratet bleiben, aber vermehrt getrennte 
Wege gehen. Auch in diesen Fällen haben ge-
trennte Wohnsitze je nach Einzelfall gewisse 
Steuervorteile. 

3.7.4 Einkaufsbeiträge BVG und Säule 3a
Es gehört gewissermassen zur jährlichen Pflicht, 
die Einkaufsbeiträge zu planen und mit anderen 
Steuerplanungsmitteln zu kombinieren (zum Bei-
spiel mehr Dividenden herausnehmen und mit 
diesem Geld Einkaufsbeiträge einzahlen bei 
KMU-Inhabern), aber auch mit anderen Steuer-
planungsmassnahmen wie Liegenschaftsreno-
vationen abzustimmen. 

3.7.5 Steuerplanung von Liegenschaften
Eine Alternative (nebst Optimierung der Liegen-
schaftsabzüge) zu einem Umzug ist der Kauf ei-
nes Hauses in einem steuergünstigen Kanton, 
das man dann vererben oder verschenken kann. 

Die Erhebung der Erbschafts- und Schenkungs-
steuer richtet sich dann nach dem Ort der Lie-
genschaft und auch die Grundstückgewinnsteu-
er ist dort zu bezahlen.

3.7.6 Schenkungen steuerlich klären
Bei jeder Art von Schenkungen sind Steuerbe-
lastungen im Voraus abzuklären. Schenkungen 
eines Hausteiles oder von Aktien an einen 
Schwiegersohn sind in aller Regel nicht zu emp-
fehlen, weil dann eine erhebliche Schenkungs-
steuer anfällt. Es empfiehlt sich in einem ersten 
Schritt, zum Beispiel alles der eigenen Tochter 
zu geben, und erst in einem zweiten Schritt kann 
sie dann entscheiden, welche Anteile sie dem 
Schwiegersohn respektive ihrem Ehemann wei-
terverschenkt.

3.7.7 Letztwillige Verfügungen steuerlich 
optimieren

Beim Verfassen von letztwilligen Verfügungen ist 
immer auch die Erbschaftssteuer miteinzubezie-
hen, will man das Geld an gemeinnützige Insti-
tutionen zuwenden, so sind viele von diesen steu-
erlich befreit, es muss dann auch keine Erb- 
schaftssteuer bezahlt werden, wenn eine ge-
meinnützige Institution Gelder aus dem Nachlass 
bekommt.
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Besteuerung von  
privatem Liegen-
schaftsbesitz (siehe 
Fachbeitrag in unse-
rem Infobulletin Nr. 45  
vom Januar 2015).
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3.8	 ZUSAMMENFASSUNG

3.7.8 Steuerplanungskonzept und Budget
Das Steuerplanungskonzept beginnt jährlich, 
spätestens im laufenden 4. Quartal. Dann ist zu 
entscheiden, wie viel in die Pensionskasse und 
Säule 3a einzubezahlen ist, und es ist zu berech-
nen, wie hoch die Steuerersparnis ist. Bei Ver-
käufen zu Lebzeiten, Erbvorbezügen, Schenkun-
gen und Vermögensplanungen sind immer die 
konkreten Steuern im Voraus zu berechnen (Ein-
kommenssteuer, Grundstückgewinn- und Erb-
schaftssteuer). Im Rahmen der Vorsorgeregelun-

gen (vor allem bei der Pensionierung) lohnt sich 
ein Steuerplanungskonzept mit Budget (wo will 
man im Alter, eventuell vor Bezug der Pensions-
kassengelder, wohnen), bezieht man Rente oder 
Kapital, arbeitet man weiter, wie sind die jährli-
chen künftigen Steuerbelastungen im Rahmen 
eines Gesamtbudgets. 
Steuerplanungen bei Nachfolgeregelungen (letzt-
willige Verfügungen und Schenkungen) sind ein 
wichtiger Bestandteil der Steuerplanung, auch 
bei Geschäftsnachfolgeregelungen.

sein. Wir können aus zahlreichen Beratungsge-
sprächen erkennen, dass auch im Pensionsalter 
bei der Frage Rente oder Kapitalbezug nicht im-
mer Steueraspekte im Vordergrund stehen. Wie 
wir aufgezeigt haben, ist der Kapitalbezug nach 
5 bis 10 Jahren in der Regel steuerlich günstiger 
als der Rentenbezug, (das muss pro Person je-
weils dann konkret berechnet werden), dennoch 
entscheiden sich vor allem recht viele KMU-In-
haber für den Rentenbezug, weil das persönliche 
Wohlbefinden im Vordergrund steht (keine Ver-
antwortung für Kapitalanlagen mit entsprechen-
dem Anlagerisiko oder zermürbenden Lebens-
erwartungsrechnungen für den Kapitalverzehr).

	Die Themen VVN, aber auch viele steuerliche 
Themen rund um VVN sind in einem ständigen 
Wandel und die gesetzlichen Grundlagen können 
sich auch wieder für die Zukunft ändern. Gerade 
deshalb besuchen wir nach wie vor sehr viele 
Weiterbildungsveranstaltungen, um auch die zu-
künftigen Tendenzen zu erkennen und in die ge-
samten Planungen – auch Steuerplanung – mit-
einzubeziehen. In diesem Sinne freuen wir uns, 
Ihnen bei dieser komplexen Thematik beratend 
zur Seite zu stehen.

	Wegmann + Partner AG Treuhandgesellschaft
August 2019

Aus unserer vielseitigen Erfahrung mit Privatper-
sonen, aber auch KMU-Inhabern ist über all die 
Jahre das Thema Vermögens-, Vorsorge- und 
Nachfolgeregelungen (kurz zusammengefasst 
VVN) zu einer Spezialkompetenz von uns ge-
wachsen. Wir vertreten und beraten nicht nur Pri-
vatpersonen, sondern auch sehr viele KMU-In-
haber und Mitarbeitenden von KMU. Über diese 
Themen haben wir schon in vielen Fachbeiträgen 
mit Schwerpunkt der zivilrechtlichen Grundlagen 
berichtet. 
	Der Fokus unseres Fachbeitrags liegt aber nicht 
bei den zivilrechtlichen Grundlagen, zum Beispiel 
des Zivilgesetzbuches, sondern bei der Steuer-
planung. Wir haben aufgezeigt, dass die Steuern 
nebst dem Wohnen in der Regel den höchsten 
Ausgabenbetrag darstellen, sowohl während der 
Dauer des Erwerbslebens – und was viele nicht 
erwarten – als auch während der Dauer des wohl-
verdienten Pensionsalters. Möglichkeiten gibt es 
unzählige und wir haben in diesem Fachbeitrag 
auch nur einen grundsätzlichen Überblick geben 
können. 
	Dass bei kantonalen Steuern Unterschiede vor-
handen sind, wissen die meisten, wie gross sie 
im Einzelfall sind, zeigen sehr eindrücklich die 5 
Tabellen, die wir unserem Fachbeitrag beigefügt 
haben. Es kann letztlich jeder frei entscheiden, 
wie stark er seine Gewichtung auf das Thema 
Steuerplanung setzen möchte. Es macht kaum 
Sinn, einen Wohnsitz in eine steuergünstige Ge-
meinde zu verlegen, wenn die Wurzeln an einem 
ganz anderen Ort sind. Oder anders ausge-
drückt, Steuerplanung sollte miteinbezogen wer-
den, sollte aber nicht das ausschlaggebende Ar-
gument für die Entscheidung der Wohnsitzfrage 
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Seestrasse 357 
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8038 Zürich 
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Dr. P. Wegmann 
Steuer- und Rechtspraxis 
Rütiweid 4, 6340 Baar 
Telefon 041 726 00 41 
Telefax 044 482 78 94 
info@wptreuhand.ch
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